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n-4021 der Beilagen zu den Stenograrhischen Protokollen des Nationalrates 

XIV. Gesetzgebungsperiode 

Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zlo 143011 0/64-I/4/76 \vien, am 6. Juli 1 976 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 
AntonBENYA 

Parlament 
1010 Wie n 

39-1JAB 

i976 -07- 0 6 
zU 326/J 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dro PELIKAN, DroKAUFMANN· 

und Genossen haben am 60 Mai 1976 unter der Nro 326/J· 
an mich eine Anfrage betreffend Beiräte, Kommissionen, 
Projektgruppen gerichtet, welche folgenden Wortlaut 

hat~ . 

10 Welche der von Ihnen in der Anfragebeantwortung aus 
dem Jahre 1973 angeführten Projektgruppen, Beiräte 
u-YJ.d Kommissionen wurden seither aufgelöst. . 
a) wegen Abschluß der ihnen zugedachten Arbeiten? 
b) aus welchen sonstigen Gründen? 

20 Zu welchen Ergebnissen führten die Arbeiten der von 
Ihnen damals angeführten Projektgruppen p Kommissionen 
und Beiräte? 

3'0 Welche verwertung erfuhren die Arbeitsergebnisse 
der von Ihnen angeführten Projektgruppen, Kommissionen 
und Beiräte 
a) im Hinblick auf Ihre Gesetzesarbeit? 
b) im Hinblick auf Ihre Budgetgestaltung 1976 und 

1977? 

40 Welche Beiräte 9 Projektgruppen, Kommissionen, Konferenzen 9 

Ausschüsse und sonstige Arbeitsgruppen bestehen in 
oder bei Ihrem Ministerium oder wurden seit der letzten 
AnfragebE'!antwortung errichtet, an denen auch Experten, 
Wissensch::tfter 9 oder sons tige Personen außerhaI b 
Ihres Ressorts ~~tarbeiten? 
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5 .. Mit welchen Aufgaben sind diese Beiräte usw. betraut? 

6 .. Welches Timing vrurde diesen Gruppen hinsichtlich 
ihres Arbeitsablaufes vorgegeben bzw. welches Timing 
haben sich diese Grupnen selbst gesetzt? . 

7 .. Welcher Budgetrahmen steht diesen Gruppen für Ihre 
Arbeit zur Verfügung bzw. mit welcher Kostenhöhe 
wurden sie veranschlagt? 

8. Wie lauten die Namen jener Personen. die im Rahmen 
einer der angeführten Projektgruppen, Beiräte, Kommissionen, 
Konferenzen, Ausschüsse und sonstigen Arbeitsgruppen 
mitarbeiten oder seit Jänner 1973 m:i.tgearbeitet haben, 
ohne Beamte Ihres Ressorts zu sein? . 

9. \vie hoch ist die Entschädigung bzw. Entlohnung, die 
diese. Personen für ihre Mitarbeit beziehen oder bezo­
gen haben; namentlich aufgeschlüsselt? 

10.Welche Enqueten \lrorden oder werden im Zeitraum von 
1974 bis 1976 von Ihnen abgehalten? 

11.Zu welchen Ergebnissen fü~~ten sie und wo finden 
diese Ergebnisse ihren Niederschlag, bzw. wie werden 
diese Ergebnisse weiterbehandelt? 

12.Welches Timing legen Sie den in diesen Enqueten behandel­
ten Problemen zu ihrer Lösung zugrunde? 

13.Haben Sie - entsprechend der mit Nachdruck angekündigten 
Finanzplanung - auch Finanzierungspläne zu dem jeweiligen 
Problemkreis, der Gegenstand der Arbeit in den Projekt­
gruppen p Beiräten, Kommissionen, Konferenzen, Ausschüssen 
und sonstigen Arbeitsgruppen und Enqueten ist oder 
war, ausgearbeitet? 

14.Wenn ja, wie lauten diese? 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 

zu. Frage 1 : . 

Von den im Jahre 1973 angeführten Beiräten, Kommissionen 
und Projektgruppen wurden aufgelöst: 
1. Die Arbeitsgruppe "Propagierung der Familienberatungs­

stellen" li...n.d die 
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2. Arbeitsgrup""'e zur Erarbeitung von Ausbildungsricht­
linie~ für die bei den Familienberatungsstellen tätigen 
Personen wegen Abschluß der ihnen zugedachten Arbeiten. 

3. Die Studienkommission für Probleme der slowenischen 
Volksgruppe in Kärnten wegen des Abschlusses der 
ihr zugedachten Arbeiten .. 

4. Die Rundfunkreform-Kommission, die ihre letzte,Sitzung 
am 5. November 1973 hatte, wurde in der Folge nach 
Abschluß ihrer Arbei ten aufgelöst" 

Zu Frage. 2 : 

Der Familienpolitische Beirat beschäftigte sich im Jahre 
1973 mit Fragen der Familienrechtsreform, der Erhöhung 
der Familienbeihilfe, der Errichtung von Familienberatungs­
stellen 9 steuerlichen Angelegenheiten, SchulbuchfI;'agen 
und faßte diesbezügliche Beschlüsse. 

Im Jahre 1974 befaßte sich der Beirat mit der Problematik 
der Mutter-Kind-Untersuch1mgen, sowie mi t der damals 
vorn Bundesministerium für Finanzen initiierten Einkommen-
steuerreform. 

Im Jahre 1975 erörterte er die Möglichkeiten zur Verwirkli­
chung der von ihm einstimmig beschlossenen VerwendUng' 
der Überschüsse des Familienlastenausgleichs aus dem 
Jahre 1974. Darüberhi~aus hat er die Frage eine~ Kündigungs­
schutzes für FamilienerhaI ter sowie die "Schülertarifent­
wicklung'~ in den letzten Jahren einer eingehenden Unter- . 
suchung unterzogen. Ebenso wurde ihm über die Förderung 
von Familienberatungsstellen Bericht erstattet. Im laufen­
den Jahr hat er sehr eingehend die vom Bundesministerium 
.für Justiz erarbeitete "EhescheiduYlgsreform" diskutiert. 
Der Unterausschuß des Fa::nilienpolitischert Beirates führt 
I t. Geschäftsordnung die jeweils anfallenden Gesetzesbe­
gutachtungerl. durch und beschäftigt sich derzei t mi t 
dem Problem der wirtschaftlichen Situation der Familie 
in Österreich .. 
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Die Empfehlungen der "zu Frage 1" genannten ArbeitsgruEpen 
waren bei der Einrichtung und Propagierung der Familienbe~ 
ratungsstellen dienlicho 

Das EDV-Koordinationskomitee sowie dessen Subkomitee 
haben an der endgül tigen Gestal tv.ng des "Berichtes der 
Bundesregierung an den National- und f,undesrat, betr. 

elektronische Da.tenverarbeitung im Bundesbereich, Erhebungs­

bericht 1973, Bedarfsprognose 1973 - 1978" sowie an 
einem verwaltungsinternen "EDV-Bericht 1974 - EDV-Planun­
gen 1974 - 1979" mitgearbeiteto Darüber hinaus ~rde 
das EDV-Subkomi tee in mo na tlichen Sit zung'2n mi t Pro jekt~ 
anträgen der einzelnen Bundesministerien befaßt und 
hat diese Ressortanträge sowohl im Hinblick auf Kosten-Nutzen­
Überlegungen als auch vom verwaltungsorganisatorischen 
Standpunkt her begutachteto Zu wesentlichen Problemen, 

wurden, wie zuletzt bei der Frage der Preiserhöhungen 
von EDV-Geräten 9 Empfehlungen für die einzelnen Ressorts 
abgegeben, so daß eine einheitliche Vorgangsweise des 

Bundes den Firmen gegenüber erreicht werden konnte. 
Bis Anfang 1976 konzentrierte sich die Arbeit in den 
Organen der Österreichischen Raumordnungskonferenz auf· 
die Formulierung von Arbeitsprograrnmen und auf die Ein­
leitung und Durchführung grundlegender Arbeiten. 
Im Berichtszeitraum trat die ÖROK zu 2 Sitzungen zusammen 

(5. Sitzung: 18. Juni 1974; 60 Sitzung~ 20 0 Juni 1975). 
Die Stellvertreterkommission trat zu 3 Sitzungen zusammen. 

(5" Sitzung~ 150 Mai 1974; 6 .. Sitzung: 23. Mai 1975;" 
7. Sitzung: 210 Mai 1976)0 

Die Arbeitsergebnisse 'der ÖROK und ihrer Ausschüsse 
bis Ende 1974 sind übersichtlich dem inzwischen publizierten 
Ersten Raumordnungsbericht ,der Öster:r:-eichischen Raumordnungs­
konferenz zu entnehmen (Schriftenreihe der ÖROK, Nr.8, 
Kapitel II, Abschnitt 4; Wien 1975; Seite 49 ff.). Ich 

gestatte mir, in der Anlage, bezeichnet als "Anlage 
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AU 9 Ablichtungen dieser Publikationen samt Ergänzungen 

anzuschließen .. 

Die Ergebnisse der Arbeiten der Studienkommission für 
Probleme der slowenischen Volksgruppe in Kärnten wurden 
in demSchlußber·icht dieser Studienkommission aus dem 

Jahre 1975 (GZ 601~i 67/42-VI/1 /75 des Bundeskanzleramtes) 
zusammengefaßt und vorgelegto 

Die Ergebnisse der Arbeiten der Rundfunkreformkommission 

scheinen im zusammenfassenden Bericht über die Arbeiten 
der Rundfunkreform-Kommission auf (vglo die Beilage 

B zur Regierungsvorlage 933 der Beilagen zu den stenogra­
phischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP .. , S" 
53 ff.)o 

Die Beratungsergebnisse des gemäß Abschnitt II, § 9 
des Bundesgesetzes vom 9. Juli 1972 Über die Förderung 
staatsbürgerlicher Bildungsarbeit im Bereich der pOlitischen 
Parteien sowie derPublizistik p BGBloNr.272/1972, gebildeten 
Beirates "sind die Grundlage für die Beschlüsse der Bundesregierung 

betr. die Förderung vön Zeitschriften, die der staatsbürger­
lichen Bildungsarbeit dienen. 

Der gemäß Abschnitt I p § 3 Abso 2 des Bundesgesetzes 
vom"9 .. Juli 1972 über die Förderung staatSbürgerlicher. 
Bildungsarbeit im Bereich der pOlitischen Parteien 
sowie der Publizistik p BGBloNr.,272/1972, "konstituierte 

Beirat hat gemäß§ 3 "Abse 3 jeweils vor Beschlußfassung 

der Bundesregierung über die Festsetzung der Zusatzbeträge 
eine Stellungnahme abgegeben, die von der Bundesregierung 

in jedem Fall voll berücksiChtigt wurde" 
Der Beirat hat Vorschläge ausgearbeitet, die in der 
Folge in einer Novelle zum o.a. Gesetz ihren"Niederschlag 

gefunden haben" 
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Zu· Frage 3 : 

Der Familienpolitische Beirat beim Bundeskanzleramt 

ist gern. § 2 des Bundesgesetzes BGBI.Nr.112/67 ein Beratungsorgan 
des Bundeskanzleramtes und gibt Gutachten in sozialen, 
wirtschaftlichen, rechtlichen und kulturellen Angelegenheiten, 
welche die Familien betreffen, abo 

Gemäß § 1 des Bundesgesetzes vom 23~ Jänner 1974, BGBI. 
Nr. 80/74 9 über die FÖrderung der Familienheratung (Familien-

\ 

beratungsförderungsgesetz) hat der Bund die von den 
Ländern, Gemeinden p sonstigen Rechtsträgern des öffentli­
chen Rechts und juristischen Personen des privaten Rechts 
durchgeführte Familienberatung nach diesem Bundesgesetz 
zu förderno 

Die budgetmäßigen Auswirkungen können dem jeweiligen 

Bundesvoranschlag entnommen werden. 

Das Bundeskanzleramt hat im Rahmen des "Arbeitskreises 
Datenschutz" verschiedene Varianten für eine Datenschutz­
regelung untersucht und schließlich den Entwurf für 
ein "Datenschutz-Gesetz" ausgearbeitet, der dem National­
rat zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung zugeleitet 
wurde. 

Das Bundesministerium für Inneres hat. es übernommen, 
im Rahmen des "Arbeitskreises Personenkennzeichen" Vor ar­
bei ten für den Entwurf eines "Bevölkerungsevidenzgesetzes" 
in Angriff zu nehmen. 

Die Arbeitsergebnisse des EDV-Subkomitees schließlich 

schlagen sich in den monatlichen Sitzungen nieder, in 
denen Ressortanträge begutachtet werden. 
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Die bisher in der Österreichis<;:hen Raumordnungskonferenz 
(ÖRor) behandeltc::n Probleme und Ergebnisse erforderten 

keine gesetzgeberischen Vorarbeiten" Ein Bundes-Raumordnungs­
gesetz 9 mit welchem der Bund beabsichtigt, die ÖROK-Ziele 
für seinen Bereich als verbindlich zu erklären, ist 
derzeit in Vorbereitungo 

Bezüglich der finanziellen Bedeckung der Tä,tigkeitder 
ÖROK und ihrer Organe. haben sich folgende 'Änderungen 
ergeben: 

Laut Beschluß der ÖROK (60 Sitzung am 20. Juni 1975/ 
TOP 702.) beträgt der Anteil des Österreichischen Gemeinde­
bundes und des ·Österreichischen ·Städtebundes am jährlichen 

ÖROK-Budget rückwirkenA ab 1974 je 2 %0 
Bezüglich des Finanzierungsbedarfes der ÖROK für 1976 

wurde bei der 60 Sitzung der ÖROr (20. Juni 1975/TOP 
704" ) folgender Beschluß gefaßt: 

. "Der Finanzierungsbedarf der ÖROr für 1976 wird für 
die Bedeckung der laufenden Aufwendungen und Expertisen 
mit S 3,20'),,00'),- (drei Millionen zweihunderttausend). 
und für die Bedeckung der Arbei ten der Unterausschüsse 

·mit S 3,70'),,00'),-- (drei Millionen siebenhunderttausend) 
festgelegte Der Gesamtaufwand beträgt somit S 6,901.0,)0,~ 

(sechs Millionen neunhunderttausend). 
Zur Bedeckung dieses Gesamtaufwandes tragen die ÖROK-Mit­
glieder vorbehal tlich der Bedeckung· durch die Voranschläge 
der Gebietskörperschaften wie folgt bei: ..... 

Bund 
Länder 
Österr.Gemeindebund 
Österr. Städtebund 

5 3,31 2.000,-":' 
·n 3,312.000,--· 
" 1 38. 00 ;,-­
"138.00n,-

(48'%) 
(48 %) . 
( 2 %) 
( 2 %) 

5 6,900.0 1)0,- (100 %)" 

Für 1977 hat die Stellvertreterkomrriission (7. Sitzung 
am 21. Mai 1976) den Finanzierungsbedarf der ÖROK mit 
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öS 7,600.000.-- beziffert, zu dem vorbehaltlich des 
Beschl usses der ÖROK und der Bedeckung durch die Voran- . 
schläge der Gebietskörperschaften, der Bund und die 
Länder je 48 %, der Österreichische Gemeindebund und 
derÖsterreichische Städtebund je 2 % beitragen werden. 

Die Arbeitsergebnisse der Studienkommission für Probleme 
der slowenischen Volksgruppe in Kärnten wurden teilweise 
als Grundlage für die weiteren Maßnahmen im Bereiche 
der Volksgruppenfrage herangezogen. Diese Arbeitsergeb­
nisse bildeten einen Gesichtspunkt bei der Gestaltung 
des Entwurfes des VOlksgruppengesetzes. : > .• ' 

Die Arbeitsergebnisse der Rundfunkreform-Kommission' 
wurden bei der Ausarbeitung des Entwurfes einer Novelle 
zum Rundfunkgesetz und der späteren diesbezüglichen 
Regierungsvorlage berücksichtigt. 

Vorschläge des gemäß Abschnitt 11, § 9 des Bundesgesetzes 
vom, 9. Juli .1972 über die Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsarbeit im Bereich der pOlitischen Parteien so~rie 
der Publizistik,BGBI.Nr. 272/1972 errichteten Beirates 
wurden bei der Novellierung des o. a. Gesetzes bzw. 
bei den entsprechenden Anträgen berÜCksichtigt. ., 

Hinsichtiichdes gemäß Abschnitt I,§3Abs.2 des Bundesgesetzes 
vom 9. Juli 1972 über die Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsarbeit im Bereich der pOlitischen Parteien sowie 
der Publizistik, BGBI.Nr. 272/1972, konstituierten Bei­
rates darf ich auf meine Ausführungen "zu Frage 2" verwei-
sen. 

; ; ."'. ," 

. , 

I 
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Zu Frage 4·: 

Gemäß § 6 Abs o 1 des Bundesgesetzes vom 19. Feber 1975, 
BGBI.Nr.122,mit dem eine Verwaltungsakademie des Burtdes 
errichtet wird, habe ich am 2. Oktober 1975 den Beirat 

der Verwaltungsakademie des Bundes bestellt. 

Gemäß § 39 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes, BGBI. 
Nro 133/1967 p vlUrde beim Bundeskanzleramt die Personalver­
tretungs-Aufsichtskommission errichtet. 

Sowohl im Familienpolitischen Beirat beim Bundeskanzleramt 
als auch in dessen Unterausschuß sind Experten, Wissen­
schafter und sonstige Personen außerhalb des Ressorts 
vertreten. 

Dies trifft -auch fUr die vorUbergehend in den Jahren 
1973 und 1974 geschaffenen Projektgruppen zur Erstellung 

des Berichtes Uber die Situation der Frau in Österreich 
zu .. 

Mit Beschluß der Bundesregierung vom 9. März 1976 wurde 
eine fVIndustriekormnission" eingesetzt. 

Auf Grund des Ministerratsbeschlusses vom 28. Februar 
1974 wurden zum Zwecke der Koordinierung der Umfassenden 
Landesverteidigung die Vorsi tzenden der vier ArbeitsausschUsse 
der Umfassenden Landesverteidigung sowie des Sonderaus­

schusses fUr Verkehr und. Nachrichtenwesen unter fallwei-
ser Heranzieh;lng von Experten zu einem Fachstab unter 
meinem Vorsitz zusarmnengefaßt. Als mein ständiger Vertre-
ter fungiert der Lei ter der Abteilung I/5 des Bundeskanzler- . 
amtes .. Am 310 Jänner 1975 wurde im Fachstab der Umfassen­
den Landesverteidigung der Beschluß gefaßt, eine Projekt-­
gruppe "Staatsgrundnetz" einzusetzen, die sich aus Ver­

tretern der Teilbereiche der Umfassenden Landesverteidigung 
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sowie des Sonderausschusses für Verkehr und Nachrichten­
wesen zusammensetzt.- Den Vorsi t:z führt der Leiter der 
Abteilung I/5 des Bundeskanzleramtes. 

Aufgrunddes Ministerratsbeschlusses vom 28. Oktober 
1975 war bis zum 300 April 1976 ein Landesverteidigungsplan 
zu erstellen und dem Landesverteidigungsrat zur Beratung 

_ vorzulegen .. Mit der Erstellung des Allgemeinen Teiles 

zum Landesverteidigungsplan wurden drei Fachkräfte nämlich 
Generalmajor Wilhelm KUNTNER, Universitätsq,ozent Dr.Hanspeter 
NEUHOLD und Oberstleutnatn dG Heinz DANZMAYR, beauftragt, 

die zu einer Projektgruppe zusammengefaßt wurden. 

Am 19 .. Februar 1976 fand unter dem Vorsitz des Leiters 
der Abteilung I/5 des Bundeskanzleramtes (ständig~r 
Vertreter des Vorsitzenden ist Oberkommissär Dr. Werner 
KLAMPFL) die konstituierende Sitzung der Arbeitsgemeinschaft 

"Statistik" statt. Der Kreis der Mitglieder besteht 
aus Vertretern der vier Teilbereiche der Umfassenden 
Landesverteidigung und des Sonderausschusses für Verkehr 
und Nachrichtenwesen, aus Vertretern von Dienststellen 
und Institutionen, die empirische Daten erheben oder 
Statistiken auswerten, sowie aus fallweise herangezogenen 
externen Experteno 

Das EDV-Subkomitee wurde um einen ständigen Vertreter 
des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung 

erweitert. 

Im Rahmen des Koordinationskomitees für den Einsatz 
von EDVA in der Bundesverwaltung bestehen noch folgende 
interministeriell besetzte Arbeitskreise: 
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Arbeitskreis EDV-Planung 
Software 
EDV-Ausbildung 
Personenkennzeichen 
Datenschutz 
Kooperation mit den Gebietskörperschaftenn 
EDV-Verträge 

Neue Arbeitsgruppen dieser Art wurden seit der letzten 

Anfragebeantwortung nicht geschaffen. 

Durch Beschluß der Bundesregierung vom 10" Mai 1974 
wurde die bis dahin keinem Bundesministerium zugeordnete 
Publizistische "Arbeitsgemeinschaft als Kommission im 
Sinne des § 8 des Bundesministeriengesetzes1973 beim 
Bundeskanzleramt errichtet. 

Beim Bundeskanzleramt wurde die Staatliche Wirtschafts­
kommission gemäß §§ 11 2 Und 161, Abs 02, des Arbei tsver­
fassungsgesetzes, BGBloNro 22/1974, und der Verordnung 
des Bundeskanzlers vom 250 60 1974, BGBloNr .. 358/1974, 
errichtet. 

Gemäß § 7 des Entwicklungshilfe-Gesetzes," BGBl.Nr.474/74, 
wurde beim Bundeskanzleramt ein Beirat für Entwicklungshilfe 

geschaffen. 

Derzeit existieren aufgrundder Beschlüsse der Österreichi­
schen Raumordnungskon"ferenz Unterausschüsse der Stellver-
treterkommission: 

(1) Unterausschuß nPlanungsgrundsätze und -ziele; 
Raumforschung" 

(2) Unterausschuß "Technik des Informationsaustausches 
und der Planungskoordinierung" 

(3) Unterausschuß "Möglichkeiten der Harmonisieru..Ylg 
der "langfristigen Investitionsvorhaben der Gebiets­
körperschaften" 

(4) Unterausschuß "Raumordnung"sbericht ft 
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(5) Unterausschuß "Auswirkung der Entwicklungen im bayeri­
schen Raum auf Österreich" 

(6) Unterausschuß "Donauausbau" 

(7) Unterausschuß "Standortplanung eines neuenFlug­
. hafens im Raum Salzburg-Oberösterreich" 

(8) Unterausschuß "Fragen der Entwicklung.der Grenzland­
gebiete gegenüber der Tschechoslow~keif Ungarn und 
jugoslawien" 

(9) Unterausschuß "Probleme in den Berggebieten" 

(10 )unterausschuß "Ballungsräume 11 

und folgender Arbeitskreis beim österreichischen Raum-," 
ordnungsbeirat: 

(1) Einheitliche Grundsätze für die anzustrebende Raum­
~rdnungG 

Darüberhinaus bestehen derzeit folgende Beiräte und . 
Kommissionen: 

1. Das Expertenkollegium zur Neuordnung der Grund- und 
Freiheitsrechte; 

·2. zur 

3. das Kontaktkomitee mit Vertretern "der slowenischen 
VOlksgruDne in Kärnten; 

4. das Kontaktkomitee mit Vertretern der kroatischen 
VOlksgruppe; , "",._, 

5. die 
der 

6. die Verwaltungsreformkommission; 

7. der Programmbeirat-Kurzwelle; 

und Vereinfachun. 

8. die Kommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes; 

9. Vorschlä. en zu 
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10.Beirat gemäß Abschnitt II v § 9 des Bundesgesetzes 
vom 9. Juli 1972 .über die Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsarbeit im Bereich der politischen Parteien 
sowie der Publizistik, BGBloNro272/1972; ... 

11 .. Beirat gemäß Abschnitt Iv § 3 Abs,,2 des Bundesgesetzes 
vom 90 Juli 1972 über die Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsarbeit im Bereich der pOlitischen Parteien 
sowie der Publizistik v BGBLNro 272/1972; . . 

12oKommission gemäß §49 Abs o 3 des Bundesgesetzes vom 
2. Juli 1975 über die Förderung der Pr~sse, BGBl.Nr.405/1975. 

Zu Frage 5 

Die Aufgaben des Beirates der Verwaltungsakademie des 
Bundes ergeben sich aus dem Bundesgesetz vom 19. Februar 
1975, BGBl o Nro122/1975v mit dem eine Verwaltungsakademie 
des Bu~des eingerichtet wirdo Sie bestehen im wesentlichen 
in der Beratung des Direktors der Verwal~ungsakademie. 

Auch der Aufgabenbereich der Personalvertretungs-Aufsichts­
kommission wird durch das Bundesgesetz bestimmt, mit 
dem sie geschaffen wurde. Es obliegt ihr über die Gesetz­
mäßigkeit der Geschäftsführung der Organe der Personal~ 

vertretun~ zu entscheideno 

Hinsichtlich der Aufgaben des Familienpolitischen Beirates 

darf auf die vorstehenden Ausführungen "zu ~rage 3" 

verwiesen werden. 

Die"Industriekommission" hat die Aufgabe, mich in der· 
Wahrnehmung der auf Grund des Bundesministeriengesetzes 

1 973 dem Bundeskanzler zukommenden Kompetenz der wirt­
schaftlichen Koordination einschließlich der zusam.>nen­

fassenden Behandlu.l1.g der Angelegenheiten der Strukturpoli­

tik beratend zu unterstützen. 
,. 
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Dem Fachstab der Umfassenden Lc:ndesverteidigung obliegt 
die 
-zusammenfassende Evidenzierung der Arbeitsergebnisse 
aller Teilbereiche 

-Evidenz aller zur Durchführung gelangenden Maßnahmen 
-Beschaffung von Grundlagen .für die Entscheidungsgremien 
-Gesamtkoordinierende Grundsatzplanung 
-Erstellung eines Prioritätenkataloges 

Die Aufgaben der Projektgruppe "Staatsgrundnetz t1 wurden 
vom Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung wie 
folgt formuliert: 

1. Einweisung der Bedarfsträger in Betriebsregeln und 
Unterlagen, Auslöse-bzw. Anmeldeverfahren, um mit 
der Eigenart des Staatsgrundnetzes vertraut zu machen. 

2 0 Überprüfung der Leistungsfähigkei t und der Netzstruktur·· 
des Staatsgrundnetzes; Gewinnung von weiterführenden 
Erfahrungen hinsichtlich der Querverbindungen zum 
Heeresgrundnetzo 

30 Eignung des Staatsgrundnetzes bei nur regionaler 
Inanspruchnahme (Teilaufrufe). . 

4. Überprüfung der Personalbereitstellungsmaßnahmen 
im Bereich der Post- und Telegraphenanstalt. 

5. Schulung des Personals in der Abwicklung des Betriebes 
auch unter Zuhilfenahme der Durchgangsvermittlungen 
des Bundesheeresa 

DieProjektgrup..-,e zur Erstellung des Allgemeinen Teiles 

I zum Landesverteidigungsplan hatte - von den Zielen der 
Sicherl1ei tspoli tik au·sgehend - über eine Analyse der 
für Österreich möglichen Bedrohungserscheinungen die 
Lei tlinie für die Realisierung in Ahgelegerothei ten· der· 

Umfassenden Landesverteidigung darzustellen. 

Das in der konsti tuierenden Sitzung d€'r Arbeitsgemeinschaft 
"Statistik" beschlossene Arbeitsprogramm umfaßt folgende 

Aufgaben: 

.. -... 
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1. Erhebung und Zusammenfassung all jener Problembereiche, 
Aufgaben und Haßnahmen in allen Teilbereichen der 
Umfassenden Landesverteidigung, die einer statistischen 
Fundierung bedürfeno 

2. Feststellung des daraus resultierenden Datenbedarfes 
der einzelnen Teilbereiche der Umfassenden Landes­
verteidigung. 

3. Sondierung des greifbaren statistischen Materials 
nach Möglichkeiten zur Deckung dieses Bedarfes = 
Gegenüberstellung der Teilbereichsw1~~sche nach Daten 
und der vorhandenen statistischen Unterlagen und 
Möglichkeiten 0 

40 Vermittlung bei der Zurverfügungstellung des vorhandenen 
statistischen Materials an die Teilbereiche. 

5. Feststellung jener Datenlücken der einzelnen Teilbereiche, 
für die eigene Erhebungen notwendig sind" 

60 Vorbereitung von Erhebungs- bzwo Frageprogrammen 

a) zur Einschaltung in die amtlichen Erhebungen~··des 
Österreichischen Statistischen Zentralamtes . 

. (z .. Bo Mikrozensus, Häuser- und Wohnungszählung, 
usw.) . 

b) zur Durchführung eventuell notwendiger eigenständi­
ger Erhebungeno 

7. Kooperation und Informationsaustausch mit Institutionen 
außerhalb des Österreichischen Statistischen Zentral­
amtes, die ebenfalls statistischen Daten selbst erheben 
oder auswerten" 

Die detaillierte Aufschlüsselung der Ziele und Aufgaben 
des EDV-Koordinationskomitees r dessen Subkomitees sowie 
der einzelnen Arbeitskreise wolle den bisher dem Nationalrat 

zugeleiteten EDV-Berichten 1971 bzw. 1972 und 1973 entnommen 
werden. Eine Änderung der darin angeführten Koordinations­

aufgaben ist nicht eingetreteno 

Die Tätigkeit der Publizistischen Arbeitsgemeinschaft 

besteht nicht nur in einem Informationsaustausch, sondern 

immer mehr in einer Koordinierung aller Aktivitäten, 
die geeignet sind, Österreich auf wirtschaftlichem, 
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kulturellem g pOlitischem und sozialem Gebiet im Ausland 

darzustellen ·und für Österreich zu werben. 

Die Aufgabe der Staatliche~ Wirtschaftskommission ist 
die Beilegung von S reitfragen über die Wirtschaftführung 

in verstaatlichten Unternehmen auf Einspruch des Betriebs­
rates gemäß § 112 Arbeitsverfassungsgesetzo 

'. 

Die der Österreichischen Raumordnungskcnfere~ bzw. 
den von deren Stellvertreterkommission eingesetzten. 
Unterausschüssen zukoinmenden Aufg·aben ergeben sich bereits 
aus ihren Titelno Um den Rahmen dieser Beantwortung. 

nicht zu sprengen v darf ich auf diese ver~eisen. 

Die AufgabensteIlung des Beirates für Entwicklungshilfe 
besteht neben der jeweiligen Behandlung der Fortschreibung 
des Drei-Jahres-Programmes der österreichischen Ent­
wicklungshilfe vor allem in Fragen der Koordinierung 
der öffentlichkeitsarbeit 9 die im Hinblick auf das "bekannt 

ungÜnstige Image der Entwicklungshilfe in erhöhtem Maße 

betreut werden mußo 

Das Expertenkollegium zur Neuordnung der Grund- und 
Freiheitsrechte hat die Aufgabe v das Bundeskanzleramt 

bei der Vorbereitung einer Gesamtkodifikationder Grund­
und Freiheitsrechte (Menschenrechte) zu beratene 
Das Kollegium hat bereits die einzelnen Grundwerte für 

einen künftigen neuen Grundrechtskatalog inder Verfassung 
durchdiskutiert 0 Sobald.die vom Redaktionskollegium . 
auszuarbeitenden Formulierungen vorliegen werden, wird 

das Kollegium diese Formulie:r:ungen einer weiteren Beratung. 
unterzieheno 

Das Redaktionskollegium des Expertenkollegiums zur Neuordnung 
der Grund- und Freiheitsrechte w~rde zur Ausarbeitung 
von Form~lierungsvorschlägen auf Grund der bisherigen 
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Arbeitsergebnisse des Expertenkollegiums eingesetzt •. 
Es tritt fallwei~e zusammen o 

In den beiden Kontaktkomitees mit Vertretern der slowenischen 
und kroatischen Volksgruppen sollen über Probleme, die 
im Zusammenhang mit der Durchführung des Arte 7 Abs.3 
des Staatsvertrages von 1955 entstehen, direkte Gespräche 
mit den beiden Volksgruppen geführt werden .. Im Hinblick 
auf die laufenden Bemühungen um eine gesetzliche Lösung 

von Volksgruppenfragen, ruht derzeit die Tätigkeit dieses 
komiteeso 

Die Kommission 'zur Vereinheitlichung und Vereinfachung 

der österreichischen Rechtsordnung hat gemäß § 3 R-ÜG : 
die Aufgabe? Vorschläge für eine mögliche Vereinheitlichung 
und Vereinfachung der gesamten österreichischen Rechts­
ordnung zu erstatten .. Weiters hat die Kommission gemäß 
§ 1 WVG bei den 'lliederverlautbarungen für die .Ausbildung 

und Durchsetzung einer einheitlichen österreichischen 
Gesetzessprache und Gesetzestechnikzu sorgen. 

Die Verwaltungsreformkommission befaßt ,sich mit Problemen, 
die im Hinblick auf die geänderten Staatsaufgaben grund­

sätZlicheNeuordnungen in der Rechtserzeugung und in 
der Organisation der gesamten Vollziehung, insbesondere 
im Hinblick auf die neuen Erkenntnisse der Wisse.nschaft 
und Technik v geboten erscheinen lassen .. 

Der ~ogrammbeirat-Kurzwelle bezieht sich auf die Durch­
führung des Auslandsdienstes auf Kurzwelleo' Die Funktions­

periode der bisherigen Mitglieder ist abgelaufen. Neue 

Mitglieder wurden noch nicht bestellt. 

Die Kommission zur Wahru':1g des Rundfunkgesetzes ist 

mit den ,ihr im Rundfunkgesetz, BGBI"Nro 397/74, zugeordneten 

Aufgaben betraut .. 
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Die Arbeitsgrupre zur Koordinierung von Vorschlägen 

zu einer Reform der Bundesverf~ssung soll sich mit der 
Ausarbeitung eines Fragekatalogs, der die Grundlage 
für ihre weitere Arbeit sein soll, und die Sichtung 
der Antworten befassen. Die Arbeiten, die nach Auffassung 
der Bundesregierung unter Mitwirkung aller im Nationalrat 
vertretenen Parteie~.erfo1gen soll, wurde im Hinblick 
darauf, daß dieÖVP einer entsprechenc..en Einladung nicht 

gefolgt ist, noch nicht aufgenommen. 

Die Aufgaben der auf Grund des Bundesgesetzes vom 9.Ju1i 
1972 über die Förderung staatsbürgerlicher Bildunqsarbeit 
im Bereich der po1i tischen Parteien sO'wie der Publizistik; 

BGB1oNr.·272/1972 9 geschaffenen Beiräte bestehen in 

der Beratung der Bundesregierung in dem im erwä~~ten 
Gesetz genannten Umfango 

Gemäß § 4 Abs o 2 des Bundesgesetzes vom 2. Juli 1975 
über die Förderung der Presse, BGB1.Nro405/1975, hat 
der Bundeskanzler vor der vo1lst~~digen oder teil weisen 
Ablehnung eines Förderungsantrages ein Gutachten der 

gemäß § 4 9 Abso3 1egocito vorgesehenen Kommission einzuholen 
und der Bundesregierung vorzulegen. 

Zu Frage 6 

Die Projektgrupoen, die zur Erarbeitung des Berichtes 
über die Situation der Frau in Österreich geschaffen 
wUrden, hatten die Aufgabe die zu erarbeitenden Manuskrip­
te für die'einze1nen Teilberichte bis spätestens Ende 

1974 zur Verfügung zu stellen. 

Der Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung ist .. 

ein auf Dauer eingerichtetes Koordinationsorgan, das 
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jährlich zu mehreren Sitzungen.zusammentritt. Da die 
Koordinierungstätigk~it als stähdige Aufgabe anzusehen 

, ist, kann eine zeitliche Begrenzung der. Tätigkeit des 
Fachstabes nicht angegeben werden. 

Der Pro,lektqru.T),D~ "Staatsgru:!1.dnetz" ist kein besonderer 
Zeitpunkt für die Beendigu:'lg ihrer Tätigkeit gesetzt, 
da die Einweisungen der Bedarfsträge~ einen längeren 
Zei traum in Anspruch nehmen lJ.nd durch wi ed~rhol te Übungen' 
unterstützt werden müssen l.md darüber hinal,lS die er­
forderlichen Überprüfungen einen Dauerprozeß darstellen. 

Die Projektgruppe zur Erstellung des Allqemeinen Teiles 
des Landesverteidi~!l.gsplanes hatte 

1. bis 15. Dezember 1975 einen Zwischenbericht tiber 
die neuformulierten SicherheitBziele und das aktuelle 
Bedrohungsbild zu liefern, 

2. bis 1" Februar 1976 einen Rohentwurf des Allgemeinen 
Teiles zu erstellen, 

-
3. bis 30 0 Härz 1976 die E!l.dfassung des Allgemeinen 

Teiles zum Landesverteidigungsplan abzugeben. 

Die Pr:>jektgruppe ist nach Abschluß ihrer Arbeiten und 
Ablieferung des Allgemei~en Teiles zum Landesverteidigungs­
plan als aufgelöst zu betrachten. 

Der,Arbeitsgemeinsc;ha-ft "Statistik" ist kein Timing 
gesetzt, da es sich um ein permanentes Gremium mit koordinieren­
der Tätigkeit auf dem Gebiet des €ll1pirischen Bedarfes 
der Umfassenden Landesverteidigung handel t~' , 

Im Hinblick darauf, daß die Koordinationsaufga:e des 
EDV-Koordinationsk'"1:ni tees. in ei:1er ständigen Aktivität 
besteht,. sind keine speziellen Termine gesetzt. Eine 
Ausnahme bildete der Arbeitskreis Datensch~J.tz, dessen 
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Tätigkei t numnehr durch die Vorlage eines Datenschutz-Gesetzes 

ruht. Eine zusammenfassende Da~stellung der Ergebnisse 

der EDV-Koordination ist den jährlichen EDV-Berichten 

der Bundesregierung zu entnehmen 0 Aufgr"Lwd einer neuen 

EDV-Erhebung mit Stichtag 10 Jänner 1976 wird zur Zeit 

.am EDV-Bericht 1976 sowie am EDV-Plan 1976 - 1980 gearbei­

tet. Für die Fertigstellung der v.mfassenden Auswertungen 

und Beschreibungen sowie für die Durchführung der notwendi­

gen Analysen vr'J.rde eine entsprechende 'I'erminplanung 

bis Ende doJo aufgestellto 

Die Tätigkeiten der Publizistischen Arbeitsgemeinschaft 

(PAG) sind als ständige Aufgabe zu sehen. Sie tritt 

- mit Ausnahme ·der Honate Juli und August - mindestens 

einmal monatlich p meist jedoch 14tätig ZUS~lmen. 

Die Staatliche\Virtschaftskommission beim Bundeskanzleramt 

wurde mangels Anlaß bisher nicht tätig. 

Die weitere Tätigkeit des Experten,\ollea,iums zur Neuordnung 

der Gr'..md- und Freiheitsrechte ist abhängig von den 

vom I(edaktionskollegium auszuarbei tenden und vorzulegenden 

Formulierungen 0 

Das Redaktionskollegium hat sich kein konkretes Timing 

gesetzt. 

Die heiden Kontaktk':)mitees mit Vertretern der slowenischen 

und kroatischen Volksgruppen haben kein spezielles Timing. 

Die Kommission zur Vereinhei tlich'J.ncr und Vereinfachünq 
--------------- ,< ' 

der österreichisc'hen Rechtsord~1x:1.3: ist eine ständige 

Einrichtung u:1.d 'J.-rird vornehmlich dann tä tig, wenn der 

Bundesregieru.ng seitens eines BT1.desministeriv.n1s ein 

\Oliederverlautbaru:1gsentwurf vorgelegt wird. 
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Die Verwaltungsreformkommissioh befaßt sich mit·einem 
Bereich, der in einem ständigen Prozeß begriffen ist, 
sodaß eine zeitliche Begrenzung der Tätigkeit dieser 
Kommission schon ihrer Natur nach ausgesch~ossenist. 

Bei dem Programmbeirat-Kurzwelle sind - wie bereits 
erwähnt - die nE:uen Mitglieder erst Zt' bestellen. 

Die Kommission zur \-lahrung des Rundfunkgesetzes wird 
immer dann tätig, wenn sie mit einem Fall befaßt wird. 
Es handelt sich um eine dauer~de Einri~htung. 

Der Arbeitsgruppe zur Koordinierung von Vorschlägen 
zu einer Reform der Bundesverfassung konnte kein Timing 
gesetzt werden. Den nicht gena~~ten Gruppen wurde kein 
Timing gesetzt. 

Zu Frage 7 : 

Die Tätigkeit des Familienpolitischen Beirates sowie 
dessen Unterausschusses erfordert mit Ausnahme allenfalls 
anfallender Reisekosten - keinen finanziellen Aufwand. 

Die Arbeiten der Projektgruppen zum Frauenbericht, wurden 
mit Jahresende 1974 beendet, sie erforderten einen finanziellen 

Aufwand von S 1,705.42°9--0 Für das Jahr 1973 waren 
für den Beginn dieser Arbeiten (Ma.nuskrip terstellung. 
auf Grund von Werkverträgen) S 30 1.00'),-- veranschiagt. 

Der Projektgruppe zur Erstellung des Allgemeinen Teiles 
des Landesverteidigu..ngsplanes stand ein eigener Budget­
rahmen im Ausmaß von insgesamt 29.300,-- Schilling zur 

Verfügung. 

Die Mitarbeit im Fachstab p in der Projektgruppe "Staats- . 
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grundnetz" sowie in der Arbeitsgemeinschaft "Statistik" 
erfolgt im Rahmen der Verwaltulj.gstätigkeit; Kosten fUr. 
die M';.tarbeit von Experten sind bisher nicht angefallen. 

Dem EDV-Koordinationskomitee steht im Rahmen des Bundesfinanz~ 
gesetzes 1976 für.Verwaltungsaufwendungen (Heranziehung 
externer Experten) S 1 Mioo zur Verfügu.ngo 

Die Mi tarbei t in der Stell vertreterkomrr.i ssion der Öster­
reichischen Raumord~ungskonferenz und in d~ren Unteraus­
schüssen erfolgt im Rahmen der Verwaltungstätigkeit. 
Es ist dafür kein eigenes Budget vorgesehen. 

Der Geschäftsstelle der Österreichischen Raumordnungs­
konferenz stehen zur Abwicklung der organisatorischen 
und administrativen Aufgaben sowie zur Vergabe von Ex­
pertisen eigene finanzielle Mittel zur Verfügung, wovon 
48 % vom Bund getragen werden. 
Der Voranschlag der Geschäftsstelle der ÖROK sieht PUr 
das Jahr 
1976 ÖS 6,900 0 00),- und PUr das Jahr 
1977 öS 7 9 60')000')9-- vor. 

Für die Kommission zur 'vahrung des Rundfunkgesetzes 
wurden im Budget 1976 an Sitzungsgelder S 230 .. 00,),~ 

(Ansatz 1/10J07 Post 7395084) veranschlagt. 

Den zu dieser Frage nicht gesondert genannten Grupnen 
steht ein eigener Budgetrahmen nicht zur Verfügung. 
Eine Veranschlagung der Kosten konnte wegen deren Gering­

fügigkeit unterbleiben. 
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Zu Frage 8 

Dem Beirat der Verwaltungsakademie des Bundes gehören 

als Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder an: 

Hitglieder: 

1) SC Dr.Albert MARKOVICS 

2) SC Dr"Willibald PAHR 

3) LegRat DroFriedrich GEBART 

4) LandesamtsdiroWoHR 
Dr.Reinhold GSCHWANDTNER 

5) Landesamtspräsident W.HR 
Dr o Alfons TROPPER 

6) Dr .. Herbert REIGER 

7) Dro Gottfried WINKLER 

8) Dr .. Alfred STIFTER 

9) Bundesrat Josef SCHWEIGER 

10)Sekretär Dro Johann CERMAK 

11)ooUniv.ProfoDr .. Friedrich KOJA 

12)o.HS.ProfoDr.Egon MATZNER 

13)o.Univ.Prof.Dr.Leopold 
SCHMETTERER .. 

14)o.Univ.Prof.Dr.Eri6h 
STREISSLER 

15)ooHS.Prof"Dr.Rudolf 
·WOHLGENANNT 

Ersatzmitglieder: 

. 16)MR Dr .. Robert STICHT 

17)MS Dr .. Wolf OKRESEK 

18)MR Kurt ZELENY 

19)Obersenatsrat 
Dr. ~(arl THEUER 

20)Landesamtsdirektor 
. W.HR Dr.Georg 

.. SCHNEIDER 

·21 )DroGunter BEINHAUER 

22)Dr.Georg PISKATY 

23)Dr.Rudolf BRENNER 

24)Zentralinsp.Franz 
STODOLA 

25)Kammerrat Dr.Hans 
WAAS 

26)o.Univ"Prof.Dr"Kurt 
RINGHOFER 

27)o.HS.Prof.Dr.Kurt 
ROTHSCHILD 

28)ooUniv.Prof.Dr.Norbert 
. LESER 

29)ooUniv.Prof.Dr.Peter 
GERLICH . 

30 )0. Uni v. Prof. Dr. StephaYJ. 
VEROSTA 

Zu Mitgliedern der Personalvertretungs-Aufsichtskommission 

hat der Bundespräsident bestellt: 

Vorsitzender Hof'ratDr. ~val te·r" ·SCHRAGEL 
Stellvertreter des Vorsitzenden Hofrat Dr. Günter SCHUBERT 
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Ministerialrat Dro Alfred HEINL 
Wo Hofrat Dro Gerard KÖCKEIS, 
Hofrat Dr. Werner KARLIK 
Hofrat Dro Karl PISKA 
Senatspräsident Dr.Rudolf HEIL 
Senatsrat Dro Günter PULLETZ 
Hofrat Dro Friedrich KUDERNA 
Senatsrat Dr. Edgar TRIEBNIGG 
Ministerialrat Dr o Herbert ZIEGELWANGER 
Ministerialrat Dr. Richard BLAHA 
vlo Hofrat Dr. Friedrich KAISER 
Rechnungsoberrevident Paul STURM. 

Im Familienpolitischen Beirat beim Bundeskanzleramt 
arbeiten folgende Personen mit: 

Als Vertreter des (der): 

1.Österr.Familienbundes: 
Abgoz.NR DroMarga HUBINEK 
AbgozoNR Werner MELTER 
Abg.z.NR Dr.Herbert KOHLHAIER 

Als Stellvertreter:' 

LGR Dr.Walter MEINHART 
Dr.Helmut SCffivAB 
Dr. Gottfried OPITZ 

2.Kath o Familienverbandes 
DiploDolmoGrit EBNER 
Hofrat DipLlngoHermann 

Österreichs: 

DANNINGER . 
Dipl.lng.Helmuth SCHATTOVITS 

Dr.Walter LABUDA 
Hofrat Dr.Stephan 
FISCHER 
Univ.Prof.Dr.Theodor 
TOMANDL 

3.Bundesorganisation Österr.Kinderfreunde: 
Gemeinderat Erich HANKE Dr.Leopold POLITZER 
Hans MATZENAUER Dr.Erich IRSCHIK 
SenR Dr.Hans WEZULEK Karl GERBEL 

4.Bundeskammer d. gewerbl. Wirtschaft: 
Dr. Martin MAYR Dr. Karl ALBER 

5. Präsidentenkonferenz d. Landwirtschaftskammer Österreichs: 
Ökonomierat Isidor GRIESSNER Dr.Rudolf SCHUBERTH 

6.Österr. Landarbeiterkammertages:Abg.z.NR KADir.Dr.Hans 
HAFNER Ing. Alfred ZANGL 

7. Österr.Arbeiterkammertages: 
Dr. Edith KREBS Mag. Karl DIRSCHMIED 

8.Österr.Gewerkschaftsbundes: 
Abg.z.NR Maria METZKER Dr. GerhardWEISSENBERG 

Mi tarbei ter in den Projektgruppen zur Erstellung des 
Berichtes über die Situation der Frau in Osterreich: 

Dr. Josef SÖLTZ-SZÖTS 
Maximilian SZINOVACZ 

-
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... 
D~pl.Ing. Dr. Ivla1"ia NEJEZ 
Maria HOUTVITZ 
Friderike HADEi.( 
Dr. Trautl BRANDSTALLER 
Dr. Leonore BETTELHEIM 
Sekro Rudolf FRANK 
Sekro Ernst FREISINGER 
Dr o Irene GELDNER 
Richard KELLNER 

- 13 -

Österr" Institut f. Berufsbildungsforschung 
. Österro GALLUP Insti tut 

MR Dr o Herbert ENT 
Franz Hichael STOCK 
Dro Günther POLL 
Dr. Brigitte LEH~~NN 
Dr .. Wolfgang KAllliER 
Dro Heinz KATSCHNIG 

." > ~ 

Institut f. Gesellschaftspolitik 
Institut f. empirische Sozialforschung 
Dr .. Edith KREBS 
Dro Margarete SCHWARZ 
Ludwig BOLTZMANN Institut 
Dro Helga NOWOTNY 
Univo Prof. Dr. Ludwig POPPER 
Dr" Eva KNOLLHAYER . 
Dr. Marina FISCHER-KOWALSKI 
Max HALLER 
Dro Erich IRSCHlG 
HR Dro Stella KLElN-LÖW 
Mag 0 Wal ter STEINBACHER . 
Helga STUBlANEK 
Gerald UNGER , 
SR Dr o Dorothea GAUDART 
Richard GlSSER 
Dr. Albert KAUFMM~N 
Johannes LADSTÄTTER 
Herbert KRÄMER 
Josef GRAFINGER " 
UnivoProf. Dr. Theodor SCHAR~~N 
Prim. Dr. Alfred ROCKENSCHAUB 
Dr. Marianne KREMSER 
Prim.. Dro Johannes CZERMAK 
Prof. Dro Cornelius KRYSPlN-EXNER 
Univ o Doz e Dr. Wolfgang SCHULZ 
Dr. Werner WlESNER 

: ", ,I 

Zu den Sitzungen der Industriekommission habe ich bisher 
eingeladen: 

Bundesminister für sozoVerwaltung, 
Vizekanzler lug .. Rudolf HÄUSER 

391/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 25 von 55

www.parlament.gv.at



Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie 
Dr. Josef STARIBACHER -
Bundesminister für Finanzen 
DKfm. Dr. Hannes ANDROSCH 
Staatssekretär Dr. Ernst Eugen VESELSKY 
Präsident des Österreichischen Gewerkscr.aftsbundes 
Abg. z. NR Anton BENYA . 
Präsident der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft' 
Kommerzialrat Atg.z.NR Ingo Rudolf SALLINGER 
Präsident d. österr. Arbeiterkammertages 
AdolE CZETTEL 
Vorsitzender der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftska~mern 
Österreichs 
Dr. Hans LEHNER 
Präsident der Österr.lndustriellenvereinigung 
DKfm. Dr. Hans IGLER . . 
Präsident d. Oesterro Nationalbank 
Dr. Hans KLOSS 
Vizepräsident d. Oesterro Nationalbank 
DipI.lng. Karl WALDBRUNNER 
Generaldirektor Dr. Heinrich TREICHL 
Generaldirektor Dr. Franz OCKERMÜLLER 
Generaldirektor \'lal ter FLÖTTL 
Dr. Friedrich SCHOELLER 
Generaldirektor Dro Ing o Franz GEIST 
HonProf. DKfm. Hans SEIDEL 
Univ. Professor Öro Adolf NUSSBAUMER 
Univ. Professor Dro Clemens August ANDRAE 
Univ. Professor Dr. Ewald NOWO'lNY 

In den Fachstab der Umfassenden Landesverteidigung haben 
entsandt: 

Das Bundesministerium fUr Landesverteidigu.ng~. 

General Ing~ Gottfried KOINER 
Brigadier Erwin JETZL 
Obst dG Hans BUTTLAR-ELBERBERG (bis Okto 1975) 

Das Bundesministerium für Inneres: 

Ministerialrat Dr. Gottfried LIPOVITZ 
Ministerialrat Dr.. Paul ASCHENBRENNER 

Das Bundesministerium. für Handel, Gewerbe und Industrie: 

Sekt. Chef DKfm .. Dr. Wolfgang RÖMER (bi sEnde 1975) .. 
Ministerialrat DKfm. DroOtto WANKE (seit April 1976) 
Ministerialrat abs. juro Kurt SCHLEIFER 
Dr. Herbert TIEBER (seit Februar 1976) 
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Das Bundesministerium für Verk~hr: 

SektChef Dr" Karl HALBMAYER -
Ministerialrat Dro Erich POLACEK (bis Ende 1975) 
Ministerialrat Dr. Gottfried BRAUNE (seit Anfang 1976) 

Das Bundesmini~teriumfür Unterricht und Kunst: 

Ministerialrat Dr. Leopold RETTINGER 
Ministerialsekretär Dr" Günter BÖHl'1 

Als Beobachter zugezogen: 

Vertreter des Bundesministeriums für Inneres - GenDion 
für die öffentliche Sicherheit sowie des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten und der Verbindungsstelle 
der Bundesländer 

Der Projektgruppe VVStaatsgrundnetz" gehören an: 

Seitens des Bundesministeriums für Landesverteidigung: 

Obst Ing. KLECATSKY 
Major GR~BENHOFER 

Seitens des Bundesministeriums für Verkehr: 

Ministerialrat Dro POLACEK .(bis Ende 1975) 
Ministerialrat Dro Gottfried BRAUNE (ab 1976) 
Regierungsrat Ingo LEITENBAUER 

Seitens des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und 
Industrie: 

Ministerialrat abs" jur. SCHLEIFER 
Ministerialkommissär Dr. IvIITTERHAUSER 

Seitens des Bundesministeriums für Inneres: 

Ministerialrat Dro, RÖSSLER 
Ministerialrat Dr" KOLM 
WAR HORER 

Die Pro;ektgruEpe zur Erstellung desA~gemeinen Teiles 
des Landesverteidig1JUlgsplanes wurde geblldet aus: 

Generalmajor Wilhelm KUNTNER 
Universitätsdozent Dr .. Hanspeter NEUHOLD 
Oberstleutnant dG Heinz DANZMAYR" 
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In der Arbeitsaemeinschaft "Statistik" arbeiten seitens 
des (der) mit:'--

Bundesministeriums PUr Verkehr: 

Ministerialrat Dro BRAUNE 
WAR ZEDROHSER 

Österreichische Bundesbahnen: 

Oblnspo HIEBLINGER 

Präsidentenkonf'erenz der Landwirtschaftskammern: 

Dipl. Ing. EBERLE 

Österreichischer Arbeiterkammertag: 

Walter KLENNER 

Bundeslastverteiler: 
Ing 0 WINTER . 
Bundesministeriums für Handel p Gewerbe u" Industrie: 
MOK Dr.. SATZINGER 
MK Dr o MITTERHAUSER 

Bundesministeriums für Verkehr: 

ADir.. JAKOB 
Herr KNOTH 

Bundesministeriums für Inneres: 

SR ~vERNER 

Landesarbeitsamt Wien: 

WAR GANSBILLER 

Hauptverband der Sozial versicherungsträger: 

Herr STRUBREITHER 

Bundesministeriums für Landesverteidigung: 

Obstl t dG KOM.Ä.N 

Bundeskammer ,äer Gewerblichen Wirtschaft: 

Dr. Werner TEUFELSBAUER 

Österr"Statistische Zentralamt: 
Vizepräs,,, WHR Dr. SCHMIDL 
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," 

Verbindungsstelll2 der Bundesländer beim MIt der Nieder-
ästerreichischen Landesregierung: 
Vortr. Hofrat Dr. KOIlli 

Dem EDV-Koordinationskomitee gehören außer Bediensteten 
meines Ressorts i'olgendePersonen an lli1.d vertreten die. 
jeweils genannten Dienststellen: 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten: 
Ges. Dipl. Ing. Dr. Ernst LUEGHAYER 

Bundesministerium für Bauten und Technik: 
SR. Dipl. Ing. Eugen ZD1MEI-tMANN 
W.ARat Ing .. Ludwig HRABOVSKY 

Bundesministerium für Finanzen: . 
Sekt. Chef Dr. Friedrich POINTNER 

Bundesministerium für Gesundheit u. Umweltschutz: 
MR Dr. Johann BARTOSEK 

Bundesministerium für Handel, GeWerbe und Industrie: 
MR Dr. Herbert HAUFFE 

Bundesministerium für Inneres: 
MR Dr. Ernest LAUSCHA 

Bundesministerium für Justiz: 
Präs. Dr. Johann SCrroSTER 
MR Dr. Josef GÄRTNER 

Bundesministeri'~ für Landesverteidigung: 
Obst Kurt RÖSSNER 

. '.~ . 

Bundesministerium für Land- u. Forstwirtschaft 
MR Dipl. Ing. Walter GREIL 
Ad. Rat Dr. Rudolf DQNHAUSER 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst: 
MR DDr. Johann CZEMETSCHKA . 

Bundesministerium für Verkehr: _ 
SR Dr. Kurt BAUER 

Bundesministerium für Wissenschaft und. Forschung: 
Sekt.Chef Dr. Wilhelm GRIMBURG 
SR Ing. Hans FUCHS 
MOK Dr. Norbert ROZSENICH 

1 " •. ,' .• ', 

", :",,",' 
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Post- u. Telegra?henverwaltung: 
SR Dr. Heinrich UBLEIS . 

Österr. Bundesbahnen: 
HR Dipl. Ing. Rudolf WAITZER' 

Österr. Bundesforste: 
ObForstrat Dr. Paul KREXNER 

Rechnungshof: 
Sekt. Chef Dr. Friedrich KOHL 
ObKmsr. Dr. Alfred FINZ 

Externe Experten aus der Wirtschaft: 
Günter GERBER 
Dipl. Ing. DDr. vlerner KOENNE 
Direktor Dr. Karl VAK 

Im EDV-Subkomitee sind vertreten durch: 

das Bundesministerium für Finanzen: . 
Sekt. Chef Dr .. Friedrich POINTNER 

das Bundesministerium für Wissenschaft u. Forschung: 
MOK Dr. Norbert ROZSENICH 

Externe Experten aus der Wirtschaft: 
Günter GERBER 
Dipl. Ing. DDro Werner KOENNE 
Gen.Direktor St. Dr. Karl VAK" 
der Rechnungshof: 
Sekt.ChefDr. Friedrich KOHL 

im Arbeitskreis Kooperation mit den Gebietskörperschaften 
arbeiten mit: 
Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen 
Vertreter des Rechnungshofes 
Vertreter der Verbindungsstelle der Bundesländer 
Vertreter der Ämter der Landesregierungen 
Vertreter des Städte- und Gemeindebundes . 

Der Publizistischen Arbeitsgemeinschaft gehören als 
Resortvertreter an: 
Als Mitglieder: 

" , ' 

Vom Bundeskanzleramt 
Sekt.Chef Dr.Franz FISCHER, L~iter des Bundespressedienstes 
als Vorsitzender 
W. Hofra t ao. Uni v. Prof. Dr.. Hans MUKAROVSKY,. 
als stellvert~etender Vorsitzender 
W.Hofrat Dr. Elfriede DIR.!.>.JBACHER,Leiter der Abt. III/3 
Kommerz~alrat Peter SMOLKA, Konsulent des Bundeskanzlera~tes 
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vorn Bundesmini'sterium für Ausw21rtige Angelegenheiten " 
Gesandter Dr. Alfred, MISSONG, Lei ter der Abt. Ij3 .. , 

vom Bundesministerium für Bauten und Technik 
Pressereferent Robert KO~rt 

vom Bundesministerium für Finanzen 
Ministerialrat Dr. \la1 ter KABER, Lei ter der Abt. 3 

vom Bundesministerium für Gesundheit u. Umweltschutz 
Paula MARGULIES-r1ARR 

vom Bundesministerium'für Handel, 'Gew~rbe u .. Industrie 
Hinisteria1rat DKfme Dr. Ado1f GRÖGER, Leiter der Gruppe 
"Sektorale Industriepolitik", Sektion III 

vom Bundesministerium für Inneres 
, Ministerialrat 'Ju1ius RANHARTER 

vom Bundesministerium für Landesverteidigung 
Major dG Heinz DANZ~AYR, Abteilung Wehrpolitik 

vom Bundesministerium für Land- u o Forstwirtschaft 
Ministerialoberkommissär Dipl.. Ing 0' Gerhard POSCHACHER 

vom Bundesministeriurn für Unterricht urid Kunst 
Ministerialrat Dr. Erich SCHARF 

vom BU~ldesministeriurrt für Verkehr 
Ministerialrat Dr. Alfred MICHOLITSCH 

vom Bundesministerium ,für 'Wissenschaft u. Forschung 
Wirkl. Hofrat Dr. Friedrich LANGER 

Als Ersatzmitglieder: 

Vom Bundeskanzleramt 
VB Mag. Elfriede LANGSC~NERT 

vom Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten. 
KulturoberratDr. Richard SICKINGER 

vom Bundesministerium'für Finanzen 
.. "}' " ',., 

Sektionsrat Dr. Alfred HACKL, stv.Leiter der Abt. 15c 

vom Bm1.desministerium für Handel , Gewerbe u. Industrie 
Ministerialrat Dr. Anton WÜRZL, Leiter der Gruppe 
Fremdenverkehr und Gewerbeförderung 

vom Bundesministerium für Inneres 
Wirkl. H,ofrat rNa1 ter NEUVlIRTH 

vom Bundesministerium für Landesverteiäigung' 
Oberst Erwin LADANSKY-DEWALD, Abt. Presse- und Inf.Dienst 
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vom Bundesministeriv~ für Land- u. Forstwirtschaft 
Diple Ing. Hans MÜLLER 

vom Bundesministerium für soziale Verwaltung 
Regierungsrat Amtsdirektor Franz KRITSCH 

vom Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
Ministerialrat Dr. Alfred BRODIL 

vom Bundesministerium für Verkehr 
Peter KÖLBEL 

vom Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung 
Ministerialoberkommissär Dr.. Ulrich FERCHE~~AUER 

Als Vertreter der Bundesländer: 

für das I.landesverkehrsamt für Salzburg 
Oberregierungsrat Dr .. Werner OPPITZ 

für das Landesfremdenverkehrsa'llt Kärnten 
Dr .. Kurt RAUCHE!iflivALD 

Als Außerordentliche Mitglieeder: 

für die Bundeskammer: Dr .. Herbert SALZBRillTN, Direktor 
des Wirtschaftsförderungsinstitutes 

für die Österr" Fremdenverkehrswerbung~ Dr.Helmut ZOLLES 
für den Fremdenverkehrsverband für Wien Wolfgang J. 
KRAUS 
für den Österreichischen Rundfunk: Dro Alfred MACHER, 
Leiter des AUSlandsdienstes auf Kurzwelle 

Im Falle deren Verhinderung: 

für die Bundeskammer: Dro Franz KIRCHMAYR p 

Wirtschafts förderungs institut 
für die Österreichische Fremdenverkehrswerbung: 
Fritz-Karl FERNER bzw .. Gertrude KUHN 

für den Fremdenverkehrsverband für Wien:DKfm.Traudl 
LISEY 

Die Staa.tliche tolirtschaftskommission besteht aus dem 
Bundeskanzler oder einem von ihm bestellten Vertreter 

als Vorsi tzenäep 'vIDd aus je vier von der Bundeskammel' 
der gewerblichen Wirtschaft und dem Österreichischen 
Arbeiterkammertag entsandten Mitgliedern. 
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Es wurden entsendet von: 

der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft: 
Generaldirektor KmzlRat Dr. Herbert KOLLER 
Direktor Krnzl Rat Pranz ZAININGER 
Direktor Krnzl Rat Dr. Rudolf KOHLRUSS 
Direktor DKfm. Dr" Hargarethe OTTILLINGER 

dem Österreichischen Arbeiterka~nertag: 
Alexander MARTiNOWSKY 
Abgeordneter zum Na.tionalrat Alfred TE':'CHL 
Abgeordneter zum Nationalrat Sepp vlILI~E 
Herbert SELNER 

Die Geschäftsordnung der Österreichischen Raumordnungs­
konferenz (ÖROK) regelt die Teilnahme li..'1dMitarbeit 
in der Stellvertreterkommission und ihrenUnterausschüssen. 
Demnach entsenden die im Ministerkomitee für Raumplanung .. 
vertretenen Bundesminister, die Landeshauptleute; der 
österreichische Städtebund p der österreichische Gemeinde­
bund und die gesetzlichen und freien Interessenverbände 
Vertreter in die Stellvertreterkommission und in die 
Unterausschüsse .. 

Die Mitglieder des Österreichischen Raumordnungsbeirates 
wurden von mir auf Vorschlag der ÖROK in meiner Eigenschaft 
als deren Vorsitzender berufen .. Ihm gehören als Experten 
für die genannten Fachgebiete folgende Personen an: 

. Raumplanung: 
Univ.Doz. Diplo Ing. Ernst GEBMACHER 
Professor Ing. Werner JÄGER 
Professor Dr. Fritz KASTNER 
Univ .. Prof. Dr. Elisabeth LICHTEHBERGER 
o.Prof. Dr. Rudolf WURZER 

Wirtschaftsstruktur: 
Hochschuldoz. Dr. Ewald NmV'OTNY 
Professor DKfm. Hans SEIDEL 

Agrarvlissenschaft: 
Hofrat Prof. Dro Ludwig LÖHR 
Doz.Dr. Friedrich SCHMITTNER 
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Forstwirtschait: 
Doz.Dipl.Ing. Dr. Erwin NIESSLEIN 

Energie: 
Direktor Dr. Hans KETTL 

Finanzwissenschaft: 
Direktor Dr. Alfons HAIDEN 
o.Prof. Dr. EgonMATZNER 

Verkehr: 
Professor Dipl. Ing. Dr. Josef DORFWIRTH 

Arbeitsmarkt: 
Dr. Felix BUTSCHEK 

Wasserwirtschäft: 
o.Prof. Dipl. Ing. Dr. Werner KRESSER 

Umweltschutz: 
o.Univ.Prof. Dr. Johann SCHEDLING 

Gesundheit: 
Oberstadtphysikus Dr. Albert KRASSNIGG 

\vohnungs bau: 
Dr. Alfred HOLOUBEK 
Hochschulass. Dr. Peter SEIDL 

Recht: 
v.Hofrat Dr. FriedrichKRZIZEK 
w. Hofrat Dr. Ralf UNKART 

Statistik: 
w.'Hofrat Dr. Josef SCHMIDL 

Bund: 
Mitglied: Dipl. Ing. Alfred KOHLBACHER 
Ersatzmann: Dipl. Ing. Georg WAGNER 

Mag. Karl ·wAGNER 

Burgenland: 
Mitglied: Lds.Reg.Baurat Dipl. Ing.Dr.Georg SCHREIBER 
Ersatzmann: Lds. Reg. BauKoär. Dipl. Ing .Helmut GROSINA 

Kärnten: 
Mitglied: ObBaurat Dr. Oskar GLANZER 

, . ' 

Niederösterreich: 
Mitglied: Ob Redaktionsrat Dr. Gerhard SILBERBAUER 
Ersatzmann: ObBaurat Dipl. Ing. STOCKREITER 

Oberösterreich: 
Mitglied: w.Hofrat Dipl. Ing. Erwin TASCHEK 
Ersatzmann: w. Hofrat'Dr. Otto LACKINGER 
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Salzburcr~ 
Mitglied~ UnivoProfo Dro Herbert MIEHSLER 
Ersatzmann~ Wo Hofrat Diplo Ingo Dro Anton MOSER 

WO Hofrat Diplo Ingo DroKurt JONAK 

Steiermark~ 
Mitglied~ Wo Hofrat Diplo Ingo Herbert SÖLKNER 
Ersatzmann~ Wo Hofrat Diplo Ingo Herbe~t BLEICH 

Tirol~ 
Mitglied~ Wo Hofrat Dro David STREITER 
Ersatzmann~ Wo Hofrat Dro Otto CSIKOS 

Vorarlberg~ 
Mitglied~ UnivoProfo Dro Josef KÜHNE 
Ersatzmann~ Ldwo ObKoäro Dro Gottfried FEURSTEIN 

Wien~ 
Mitglied~ OMR Dr o Walter SKOPALIK . 
Ersatzmann: DKfmo Dro Erich PRAMBÖCK 

Österr. Gemeindebund~ 
Dro Hans NEUHOFER 

Österro Städtebund~ 
Diro Archo Georg CONDITT 

Österro Arbeiterkammertag~ 
Kammersekretär Dro Theodor PRAGER 

Bundeswirtschaftskammer~ 
DDDro Alfred KLOSE 

Österro Gewerkschaftsb~nd~ 
Dro Erich SCHMIDT 

Vereinigung ÖsterroIndustrieller~ 
Dr o Peter KAPRAL 

Mitglieder des Beirates für Entwicklungshilfe sind: 

Abgeordneter zum Nationalrat DDroHans HESELE 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro Paul KAUFMNrN 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro Otto SCRINZI 
Anton GRÜNFELDER 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro Wolfgang BLENK 
Dro Fridolin KOCH 
ao o Gesandter Uo bevollmo Minister Dro Karl "lOLTE 
Ministerialrat Dro Maria PILZ 
Ulrich TRP~KS 
Professor Dro \'lerner CLEMENT 
Dozo Drc Klaus ZAPOTOCZKY 
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Dr. Otto WINKLER 
ao. Ges. u. bevollm. MinisterI?r.\volfgang JUNmvIRTH 
Dr. Johannes FAF~LEITNER 
Frau Dr. Marth3. KYRL.E 
George F. PÜLLE 
Dr. Herta PAHMER 
Dr.Oskar GRÜNWALD 
Prälat Dr.. Leopold UNGAR 
Dr. Hermann KRGBATH 
Friedrich VENETNITSCH 
Oswald BAZANT 
Dir. Dr.Philipp RIEGER 
Hag e Susanne '[ALTER 
DKfm. Hans BÜRST~~YER 
Sekretär Kurt PROKOP . 
Dr. Winfried BAMMER 
Dr. Karl MAYERHOFER 
Minister a.D. Dr. Karl GRUBER 
Dipl. Ing. Walter KUCERA 
Franz ROHRMOSER 
Frau Botschafter a.D. Dr. Erna SAILER 
Dr. Mario MARQUET 
Dr. Arne HASELBACH 
Fritz EDLINGER 
MK Herbert PELIKAN 
Die Mitglieder des Expertenkollegiums zur Neuordnung: 
der Grund- tL'ld Freiheitsrechte 9 die nicht dem Personalstand 

des Bundeskanzleramtes angehören,·sind: 

Univ.Prof. Dr. ADAMOVICH 
Rechtsanwalt Dr. DIETRICH 
Abgeordneter zum Nationalrat Univoprof. Dro ERMACORA 
Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Heinz FISCHER 
Uni v • Pro f. Dr. .FL ORETTA 
Abgeordneter zum Nationalrat Dr. ~RUBER 
Abgeordneter zum Nationalrat Dr. HAUSER. 
Hofrat des Amtes der OÖ Landesregierung Dr.KALTENBERGER 
Bundesminister a.D. Univo Prof. Dr. KLECATSKY 
Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes KOBZINA 
Senatspräsident des Verwaltungsgerichtshofes Univ.Doz 
Dr. LEHNE . 
Präsident des Verwaltungsgerichtshofes HonoProf .. Dr.LOEBENSTEIN 
Hofrat des Amtes der Kärntner Landesregierung Dr. LORA 
Abgeordneter zum Nationalrat a.D. MARK 
Abgeordneter zum Nationalrat Dr. NEISSER 
Rechtsanwalt Dr. I~OSENZWEIG 
Univ.Prof. Dr. RINGHOFER 
Präsident Rechtsanwalt Dr. SCHUPPICH 
Univ. Prof. Dr. SCHWIND . 
Abgeordneter zum Nationalrat a.D. Dr. van TONGEL 
Unvi. Prof. DDr. WALTER 
Vizepräsident des Verfassungsgerichtshofes i.R. Univ.Prof. 
Dr. \vERNER 
Univ. Prof. Dr. WINKLER 
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Dem Redaktionskomit~ des Expertenkollegiums zur Neuordnung 
der C?rund- und Freib~itsrechte gehören ,folgende Hitglieder 

an: 

UnivoProfo Dro ADAMOVICH 
Bundesminister coDo UnivoProfo Dro KLECATSKY 
Senatspräsident Univ o Doz. Dro LEHNE 
Präsident des Verwaltungsgerichtshofes Hon~Profo 
DroLOEBENSTEIN 
Vizepräsident des Ver ,fassungsgerichtsh,)fes Uni v 0 Prof ~ 
Dr. RINGHOFER 
Rechtsanwalt Dr. ROSENZWEIG 

,Univ.,Profo DDro '\>J'ALTER 

Zu den Si tZli.'Ylgen des Kontaktkomi tees mi t Vertretern 

der'slowenischen Volksgruppe in Kärnten wurden u o a. 
der Rat der Kärntner Slowenen und der Zentralverband 
slowenischer Organisationen in Kärnten eingeladen. , ' 

An den Sitzungen des Kontaktkomitees mit Vertretern 
qer kroatischen Volksgruppe nahmen uo ao Vertreter des, 

Kroatischen Kulturvereines p der Bürgermeister- und Vize­
bürgermeisterkonferenz der koratisch-und'gemischtsprachi­
gen Gemeinden des Burgenlandes p des Kroatischen Akademiker­

klubs und der Diözese Eisenstadt teilo Es blieb den 
jeweiligen, Organisationen überlasseng durch welche ko:t1..kreten 

Personen sie sich bei den Sitzungen vertreten ließen. 

Der' KomJnission zur Vereinhei tlichung und Vereinfachung 

der österreichischenRechtsordrtung gehören folgende 
Mitglieder an: ",.,. 

SektoChef ioRo DiploIngoDro Viktor HACKL (Vorsitzender) 
Präsident des Verwal tungsgerichtshofes io Ra Dro Sergius 
BOROTHA ' 
o"UnivoProfoDrohocoDro Erwin MELICHAR 
o.UnivoProfoDro Fritz SCHÖNHERR 
SektoChef ioRo Dro Engen SERINI 
Sekt.Chef ioRo Karl STROBL 

Weiters ,gehörte der Kommission bis 1975 SektoChef ioR.· 
DiploIng. Dr. idalther RA.BEL an. 

Die Verwal tun~sreformkommission hat derzei t fOlge"nde, 
nicht dem Bun eskanzleramt angehörende Hitglieder: 
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Fri tz AMRY 
UnivoAss .. Dr .. Alexander Van der BELLEN 
Direktor der Verwaltungsakademie w .. Hofrat Dr .. Alfred 
BERNFELD 
UnivoProf.. Dro Gerhard BRUCKHAt'\JN 
Abgeordneter zum Nationalrat Uni vo Prof. Dr. FelixERMACORA 
DKfmo Dro Theobald ETTEL 
MR aoD" Dro Peter FESSLER 
Generaldirektor Dr. "val ter FREMUTH 
Abgeordneter zum Nationalrat Dr. Alfred GASPERSCHITZ 
Sektionschef Dr. Rudolf GRÜNER 
Ministerialrat Tibor KARNY 
Sektionschef Dro Friedrich KOHL 
Mitglied des Bundesrates Hofrat Dr .. Robert LICHAL 
Präsident des Verwalt~~gsgerichtshofes P~ofo Dro Edwin 
LOEBENSTEIN 
Regierungsrat Ernst PANNI 
Bezirksschulinspektor Alkuin PECHER 
Diplo Ing~ Dro Walter RICHTER 
Polizeigruppeninspektor Josef SEIDLI 
Ministerialrat Dipl"Ingo SCHHELZ 
Amtsdirektor SOMMER . 
Kriminalgruppeninspektor Walter STRUTZENBERGER 
\'lal ter ULU1At'\fN 
Generaldirektor Dro Karl VAK 
Sektionschef Dro vlal ter vlAIZ 
Univ o Prof .. DDr .. Karl WENGER 
Als Mitglieder der Kommission bzwa als Mitglieder von 
Arbeitskreisen sind seit 1973 ausgeschieden~ 
SektChef Dr.. AUTENGRUBER 
MinoRat Diplo Ing .. Dro FRANK 
Botschafter ao Da JUNGWIRT 
Univ o Profo Dro KRAUS 
Min.Rat Dro HANHARD 
Sekt"Chef Dr .. PERELLI 
Sekt .. Chef Dr .. SELZER . 
Hochschulprofessor Dro THIEMEYER 

Zu den Arbeitskreisen der Verwaltungsreformkommission 
werden fallweise Experten beigezogeno 

Dem Programilbeirat-Kurzwelle gehörten zuletzt an: 
Prof. Walter HACKER 
Herbert KREJCI 
Abgeordneter zum Nationalrat Michael LUPTOWITS 
Dr. Alfred MACHER 
Hochschulprofessor Diplo Ing 0 Dr.. Fritz PASCHKE 
Dr. Hugo PORTISCH 
Abgeordneter zum Nationalrat Heribert STEINBAUER 
Ernst STRASSEI< 
Prof .. Friedrich TORBERG 
der Generalintendant des ORF 

'. 
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Die Kommission zur Wahrung des "Rundfunkgesetzes hat 

folgende nicht dem Bundeskanzleramt angehörende Mitglieder: 

Senatspräsident Dro Franz BORUTIK (Vorsitzender) , 
Senatspräsident Dro Johann NEUTZLER (Vorsitzender-Stellvertreter) 
Präsident des Landesgerichtes Klagenfurt Dro Gerhard ' 
ANDERLUH 
Senatsrat Dro Franz CORTELLA 
Senatspräsident Dr" Heinrich ENGL 
Vizepräsident Friedrich FEHRINGER 
Redakteur Hans FELLINGER 
Sekretär Walter GEPPERT 
DDr. Rupert GMOSER 
Rechtsanwalt Dro Heinrich ORATOR 
Hofrat Dro Walter SCHRAGL 
Zentralsekretär Josef SCffivEINZER 
Senatspräsident Dro Werner TRÄGER 
Vizepräsident des LG für Strafsachen Graz Dr.Walter 
WOLF 
LGR Dro Günther WORATSCH 
Senatsrat Dr" Wigbert ZIMMERMANN 

Der frühere Vorsitzende der Kommission Senatspräsident ' 

Prof. Dro Rudolf HARTMANN p ist mi t 'Ablauf des 31 oNovem- -

ber 1975 infolge seiner Bestellung zum Generalprokurator 

aus der Kommission ausgeschiedeno An seiner Stelle wurde 

Senatspräsident Dro Johann NEUTZLER bestellt" Weiters 

ist infolge seiner Ernennung zum Mitglied des Verfassungs­

gerichtshofes Univ o Profo Dro Karl SPIELBÜCHLER von 

seiner Funktion als Kommissionsmitglied zurü,ckgetreteno 

Die Bestellung eines neuen Mitgliedes wird sofort nach 

Einlangen eines Vorschlages der vorschlagsberechtigten 

Hörer- und Sehervertretung erfolgen" 

Die Arbeitsgruppe zu~ Koordinierung von Vorschlägen 

zu einer Reform der Bundesverfassung hat folgende nicht 

dem Bundeskanzleramt gehörende Mitglieder: 

Univo Profo Dro Lo ADAMOVICH 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro To BROESIGKE 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro Ho FISCHER 
Dr.. Peter KOSTELKA 
Landesamtsdirektor Dro Eo GRABHERR 
OMR Dro Ho WALTER 
HR Dr o Ao KORN 
MD Dr o MEISTER 
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ein Vertreter des Österreichischen Gemeindebundes 

Mitglieder des gemäß Abschnitt II p § 9 des Bundesgesetzes 
vom 90 Juli 1972 über die Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsa~beit im Bereich der pOlitischen Parteien sowie 
der Publizistik p BGBlo Nro272/1972 p gebildeten Beirates: 

Abgeordneter zum Nationalrat Erwin LAKC (später: Abge­
ordneter zum Nationalrat Dro Heinz FISCHER; 
NEU: Abgeordneter zum Nationalrat Karl BLECHA) 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro Herbert KOHLMAIER 
(NEU: Abgeordneter zum Nationalrat Heribert STEINBAUER) 
Oberstudienrat Dr o Fritz WOLFRAM 
DDr o Günther NENNING 
Univo Profo Dro Kurt PAUPIE (NEU: Univ~ Ass. DroHeinz 
PÜRER) 
Univo Profo Dro Adam WANDRUCZKA 
Senatsrat Dro Rudolf MÜLLER 
Superintendent Dr o Georg TRAAR 
(NEU: Superintendent Dro Leopold TEMMEL) 
Dro Gertrude WOREL (später: MR DroJohann KRAUSAM; 
NEU: Diplo Ing o Günter REHAK) 
Dro Fritz HERffi1ANN 
SektChef Mago Leopold OBERMANN 
Präsident Dro Josef ENIGL 
Direktor Dro Wilhelm SCHWABL 
Hofrat Dro Rudolf KALMAR (später: MR DroKurt SKALNIK) 

Mitglieder des gemäß Abschnitt I p § 3 p Abso 2 des Bundes­

gesetzes vom 90 Juli 1972 über die Förderung staatsbürger­
licher Bildungsarbeit im Bereich der pOlitisChen Parteien 
sowie der Publizistik p BGBl o Nr0272/1972 p errichteten 
Beirates: 
Bundeskanzler 
MR Dro Johann ALTENHUBER 
SektoChef Mago Leopold OBERMANN 

FOK Dro Michael AURACHER 

vorher:MinKomoDroErnst 
ZARUBA) 

Abgeordneter zum ~ationalrat Dro Heinz FISCHER (später: 
Abgeordneter zum Nationalrat Karl BLECHA) , 
Abgeordneter zum Nationalrat Fritz MARSCH 
Präsident Dro Alfred MALETA 
Staatssekretär ao Do Karl PISA (später: UnivoDozo Dr.Andreas 

. ' KOHL) ," 
Abgeordneter zum Nationalrat Dro Tassilo BROESIGKE . 
Hans Richard BOGNER 

Mitglieder der gemäß Bundesgesetz vom 20 Juli 1975 über 

," 
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die Förderung de:r Presse, BGBl. Nr.405/1975,:gebildeten 
Kommission: 
Dr. FranzGRÖSSL ..... 
Intendant Wolf in der MAUR 
Zentraldirektor Hans MÖSEL 
Dipl. Ing. Günter REHAK 
Dr. Walter. SCR~FFELHOFER 

Zu Frage 9 : 

- . 
Die Mitglieder der Personalvertretungs~fsichtskonmission 
haben gemäß § 41c des Bundes-Personalvertretungsgesetzes 
Anspruch auf eine ihrem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende 

Vergütung, die der Bundeskanzler im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen .f'ür die Zei t vom 10 Dezem­
ber 1974 bis 30~ November 1975 zuletzt festgesetzt hat, . 
und zwar:a) für Aktenerledigung 

für einen Verfahrensakt mi t S1 040 1, - ·für den Vorsitzenc1.en 

Berichter-
."- I'" • 

...... "., 
" 20150, -- .für den 

'statter 

"650, --:- für Bei si tzer 

" 2 .. 525,-- für den Vor­
si tze.Ylden 
u. Berichterstat ter 

für einen Gutachtensakt mit 150 % des Satzes für Verfahrens-
akte 

für einen Verfahrensakt, in dem Verfassungsgerichtshofbe­
schwerde erhoben-wird, mit 150 % des Satzes für Verfahrens­
akte 

für einen sonstigen Akt mi t 50 % des Satzes für Verfahrens­
akte 
b) für Verwaltungstätigkeit 

für jeden erledigten Verfahrens- oder Gutachtensakt 
mit S 200,-- für den jeweiligen Vorsitzenden. 

Auf Grund dieser Regelung wurden für die Zei t vom 1. Dezem-
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ber 1974 bis 30. November 1975 folgende Vergütungen 
flüssiggemacht: 

Hofrat Dr. Walter SCHRAGEL." ............. S 38.187,50 

Hofrat Dr. Günter SCHUBERT .............. S 19.075,-~ 
Ministerialrat Dr.Alfred HEINL ••• oo •••• S 110375,-­

W.Hofrat Dr. Gerard KÖCKEIS •••• oo •••••• S 2060 ,--

W.Hofrat Dr. Friedrich KAISER ... " ......... S 3.900.--

Rechnungsoberrevident Paul STURM" •••••• S 4.875,--

Entschädigungen an die Mitarbeiter in den !:!ojektgruppen 
zur Erstellung des Berichtes über die Situation der 
Frau in Österreich. . 

Dr. JosefSÖLTZ-SZÖTS 
Maximilian SZINOVACZ 
Dipl.Ing"Dro Maria NEJEZ 
Maria MOUTVITZ 
Friderike MADER 
Dr.Trautl BRANDSTALLER 
Dr. Leonore BETTELHEIM 
Sekr. Rudolf FRANK 
Sekr. Ernst FREISINGER 
Dr. Irene GELDNER 

'. Richard KELLNER 
Österr.Institut f.Berufsbildungs­
forschung 
Österr. GALLUP Institut 
MR Dr. Herbert ENT. 
Franz Michael STOCK 
Dr. GüntherPÖLL 
Dr. Brigitte LEHMANN 
Dr. Wol fga"lg KARi'JER 
Dr. Heinz KATSCHNIG 
Institut f. Gesellschaftspolitik 
Institut f.empirische Sozial-. 
forschung 
Dr. Edith KREBS 
Dr. Margarete SCHWARZ. 
Ludwig BOLTZMANN Institut 
Dr. Helga NOWOTNY 
Univ.Prof. Dr. Ludwig POPPER 
-Dr. Eva KNOLLMAYER 
Dr. MarinaFISCHER-KOWALSKI 
Max HALLER. 
Dr. Erich IRSCHIG 
HR Dr. Stella KLEIN-LÖW 
Mag. Walter STEINBACHER 
Helga STUBIANEK 
Gerald UNGER . 

S 

9.000,--
27 "OJO ,--
5.000,-
60000,-. 
5.080,--

950 OlO ,--
90080,":"-
8,,000,--' 

12 0010,--
12 .. 0'10,--

5 .. OOi,-

1390200,­
.75.40J,--

40 .. 000,--
16 .. 0 10,--
10,,0')0,--
15 .. 0)0 ,--
34.0 0,--
8.001,--

157.760,--

323 .. 640,-­
. ,,25 .. 0')0 ,--

12.0')0,--
122.50),-

30.000,--
40.00'1,--
10 .. OlO ,--

:~3.~ .; 409.,."-
31.20 ',--
25.10),--
20 .. 1 OJ ,--
34.900,--
23.60) ,--
24.70 ),-:-: 

• • 
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SR Dro Dorothea GAUDART 
Richard GISSER 
Dr. Albert KAUFMANN 
Johannes LADSTÄTTER 
Herbert KRÄMER 

22 

Josef' GRAF IN GER 
Univ.Prof"Dr.Theodor SCHARMANN 
PrimoDr. Alf'red ROCKENSCHAUB 
Dr. Marianne KR~~SER 
Prim. Dr. Johannes CZERMAK 
Prof .. Dro Cornelius KRYSPIN-EXNER 
Uni v.Doz • Dr,,'itlol f'gang SCHULZ 
Dr .. \verner vlIESNER 

10 .. 0 10,--
22050'1,--
13050 ',--
9~ 00 ',-­

, 5.550,--
15,,00) ,--
560960,--
30 oOJO ,--
20.010,--
30 .. 000,--
30,,000,--
18 .. 360,--
1.050,--

Die Mitglieder der Projektgruppe zur Erstellung des 
Allgemeinen Teiles des Landesverteidigllilgsplanes erhielten: 

Generalmajor Wilhelm KUNTNER.ooooooS 140201,-­

Universitätsdozent DroHanspeter 
NEUHOLD' S 7070') ,--

Obstlt dG Heinz DANZMAYR 

Laut Beschluß der Österreichischen Raumordnungskonferenz 

vom 17. Juni 1971 ist den Mitgliedern des Österreichischen 
Raumordnunqsbeirates :leben den. Reisegebühren eine VergUtung 

von S 50J,-- in der Form von Sitzungsgeldern zu gewähren. 
Laut Beschluß der ÖROK vom 16 0 5. 1972 ist für die Tätigkeit 
in den Arbeitskreisen des Österreichischen Raumordnungsbei­

rates eine VergUtu:lg in derselben Höhe wie sie für die 
Sitzungen des Österreichischen Raumordnungsbeirates " 
vorgesehen ist zu gewähreno Eine gleiche Vergütung gebührt 

auch den in die Arbeitskreise kooptierten Mitgliedern 

und Sachverständigen .. 

Die Nitglieder des Expertenkollegiums sowie des Redaktions­

kollegiums haben für jeden Sitzungstag den Betrag von 

S 400,-- erhalten .. 
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Die Sitzungsgelder der Mitglieder der Kommission zur 
·vlahrung des Rundfunkgesetzes sind in der Verordnung 

der Bundesregierung BGBl.Nr. 5/76 festgelegt. 

Die Hitglieder der übrigen "zu Frage 9" nicht genannten 

Beiräte, Kommissionen US'lJ!. erhalten - abgesehen von 
einem allfälligen Ersatz der Reisekosten bzw. dem Ersatz 

für Zeitversäu~~~sse:an Sachverständige und Auskunftsper~ 
sonen, die von der Staatlichen Wirtschaftskommission 

zugezogen we::.:'den - ke1ne Entschädigung bzwo Entlohnung. 

Zu Frage 10 : 

Im Frühjahr 1974 fand in Wien eine 2tägige Informations­
tagung für in Familienberatungsstellen tätige Familienbe­

rater statt. Im. Hinblick auf die laufende Zunahme von 
Familienberatungsstellen im gesamten Bundesgebiet und 

des beratenden Personals wurden im Frühjahr 1975 drei 
weitere jeweils 2tätige Informationstagurigen in Wien, 
Klagenfurt und Linz abgehalten. Im Jahr 1976·fanden 
bisher in Wien (April), Salzburg (Mai) und Graz (Juni) 
jeweils 2tätige Informationstagungen statt. 

Zu Frage 11 : 

Die "zu Frage 10" genannten Informationstagungen dienen 
dem Gedanken- und Erfahrungsaustausch und der Fort-
und Weiterbildung des beratenden Personals. 
Zusammenfassende Berichte über die jeweiligen Tagungen 

sowie die Manuskripte der Vortragenden wurden und werden 
allen Tagungsteilnehmern für ihre Tätigkeit in den Familien­

beratungsstellen schriftlich zur Verfügung gestellt, 
sodaß das bei den Informationstagunge:'l vermittelte Wissens­
gut bei der praktischen Tätigkeit in den Beratungsstellen 

einen fundierten Niederschlag findetr 
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Zu Frage 12 : 

Die unter Itzu Frage 10" zitierten Enqueten dienen -
wie schon aus der Bezeichnung der Tagungen hervorgeht 
- in erster Linie der Sch1J.lung lmd Informati0n des beraten­
den Personals im Sinne der Ausführungen "zu Frage 11", 
wobei den anlä'3lich dieser Tagungen behandelten Themen 
ein allgemeiner Zeitplan zugrundegelegt wurde. Im jahre 
1976 z.B .. "Technik der GesprächsfiJ.hrung"9 

Zu den Fragen 1 3 und· 1 4 ~ 

Für die erwähnten Aktivitäten im Rahmen des Familienpolitischen 

Beirates waren bzwo sind in den jahren 1974 und 1975 

jeweils 4 Millionen Schilling und im jahre 1976 4 9 3 
Millionen Schilling veranschlagto 

Da es sich bei der AufgabensteIlung des Fachstabes der 
Umfassenden Landesverteidigung und der Arbeitsgemeinschaft 
"Statistik" um Fragen der Koordinatiofl g bei der Projektgrup"e 
"Staatsgrundnetz" um Einweisung p Übung und ÜberprUfung 
handelt, bleibt diebudgetmäßige Abdeckung sowie die 
Erarbeitung von Finanzierungsplänen. ~en jeweils sachlich 

zuständigen Stellen vorbehalten. 
Gegenstand des Allgemeinen Teiles des Landesverteidigungs= 
planes ist die Analyse der für Österreich möglichen 
Bedrohungen und die Festlegung der "strategischen Konzeption 19

9 

nicht jedoch die Vorgabe finanzieller Sollvorstellungen 
zur Verwirklichung der Ziele der Umfassenden Landesverteidi­
gung, die nur von der jeweils sachlich in Betracht kommenden 
Stelle im Rahmen ihres Wirkungsbereiches erfolgen kanno 

Da es sich bei der AufgabensteIlung des EDV-Koordinations­

komitees bzw. dessen Subkomitees bloß um Fragen der 
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EDV-Koordination handelt, bleibt die budgetmäßige Abdeckung 
der Realisierung und damit die.Erarbeitung von Finanzierungs­
plänen den Ressorts,vorbehal ten o 

Der Unterausschuß der Österreichischen'Raumordnungskonferenz 

"Möglichkeiten der HarmonisierlU1g der langfristigen 
Investitionsvorhaben der Gebietskörperschaft~ arbeitet 
an methodischen und budgettechnischen Problemen zur 
Erfassung mittel- und langfristiger Investitionsvorhaben 
der Gebietskörperschafteno 

Im Bereich der Verwaltungsreformkommission werden im 
Zusammenhang mit den Sachfragen grundsätzliche Finanz­
planungs- und Finanzierungsproblem~ erörtert p ohne daß 
Pläne im einzelnen konkretisiert werdeno 
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Anlage A/1 

,l ' 

11 
4.1. Arbeitcn fiit ein östcl'l'cichischcs RUVlmOl'Wlungskollzcpt dcr öl1.0H: 

, " I 
. In' ii;re~ 3, Si't~~1l1g beschioß' die' ÖROK' ein "Verfahren z~i E'r5t~1l~~i eiIi~s' 

Österreichischen Haumordnungskonzept€s". Da dieses sowohl erste allgemeine 

" 

.. 
, , 

Grundsätze enthält als auch die Arbeitsvorhaben angibG, die von vier Untel'a\1s~ 
.'," schüssen auszuführen SÜld, wird nachstehend der volle WOl'tlaut dieses Verfah .. 
" " I,:"" rens wiedergegeben: 

! .•• 

I. Allgemeines , , 

1. Die Raumordnungstätigkeit ist ein l1DllaSSel1d~r VOl'r,ang, der sowohl Be .. 
I",: dadsdcckungen als auch Aktivitäten zur l~ntfaltung der Entwicklungsmöglicho ' 

keiten in einzelnen Gebieten und Sachbel'eichen zur Aufgabe h~t . 
..... 
"'" 2, Das Verfahren für die Eral'beitung eines gemeinsamen Rnumordnungskon-
: ! ',t • : zeptes muß der ,Tatsache des Bestehens nwhrcrer Planungstriiger Rechnung, tra~, 

gen, wie es sich insoesondere aus dem Gedanken des kooperativen Bundcsstaa~ 

I' 
tes' ergibt. , '. '. , ' " ' 

: .~. 1. 1 .,. 3. E~ jst daher cir. Verfahren zu (!nt\vickc'ln, gas den jc\vciligen Wissens- llnd 
'j, ! ,Planungsstand bei Bund. Ländern und Gemeinden enbezieht und elen lt'ort-

" schritten in der gemeillsam~n Arbeit Qngepißt werden l:ann (Lcl'l1proze13), 

, . 

" 

" 

, . !' 4. Raumordnung ist als stiindi;:cr Prozeß zu verstehen, NotwcndiBe quantitative 
Angilben für raumwirksame Mai3nahmen sind im allgeHlcinen auf 10 Ja.hre aUö a 

zulegen und laufend fortzuschreiben. 

, " 

lI,Inhalt 

1>. Bei der Frage, welches Verfahren bei der Erstellung des Österreichischen 
,Raumordnung$kqnzcptes anzuwenden sein wird, ist von seinem notwendigen 
Inhalt und schJicßiich seiner Wirkung aus<:ugcnen, Das Konzept nlüßte jedcno 

ralls folgende Inhalte aufweisen: 
il) allgellleine Grundsätze der Rnumordnungspolitik, , 
b) {achlichund'regional bezoge~e Zielsetzungen,in Konkre'tisierung der aIlge-
rn,einen Grundsätze, " 
c) Methoden der Planung (unter denen cüe Quantifiziel'ung .von Planun;::::;pro .. 
blemen und -auigaben ein wichtiges Hilfsmittel darstellt) und der Verwirkli-
chung, 0 

d) Vorschlüge für raumrelevante Maßnahmen, 

m. Koordinierung 

,6. Das Vednbren mu~ d{e Mö~lichkeit der Ko6rdinierunr: ,von Pinnunl!c!1 \lOd 
Maßnahmen der einzelnen PlnnungsLrtiger schon während del' El'Ul'bcitung <l1'R 

österreichischen Haumordnungskonzeptcs sichcl'stcllcn, Daher sind dit' Pinnull­
gen der Raumordnung:iträ~cr, insbesondere die akuten Planungsproblt'me be­
reits zumg~gl'nwürtigCll Zeitpunkt, in V,cl'tikalcl' ,und horizontaler l1ins~cht 

, ,mögliChst aufeinander abzustimm€ll, ' 

" 7. Dif!., grenzüberschreitenden Planungen mit dem Ausland sollen zwi~chcn 
Bund und Ländern und allenftills mit den in Betracht kommenden Gememden 

'abgestimmt werden, Die' raumwirksamen Entwicklungen und Plnnul1r.:en 'des 
Auslandes sind bei der Erarbeitung des, Österreichisch~n !-,\Qum9l'?,nungsK.oozep-
tes, zu b~rücksich tigen, , " , , 
8, Die Koordinierung der Raumf(,rschung hat in Hinblick nuf die AUfilastung 
der 'Fol'schungsinstitutionen des v.irkungsvollen 1'1itteleinsatzes sowie der zeit,.. 
lichen Abwicklung der einzelnen Arbeiten zu erfolgen. 

" ~.* • ~. ", . -. . • ,." ," •• -.. 1"'.. • - •• "\ 

.- ... , ' , 
, , 

.-,; ".. 

.' .- . . . . 
, '. 

, , 

. 
~ 

:-., , 

" . .. 
" -. 

• , " . , .. ; 

" 

, , 

" 

.. : . 
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Anlage' A/2 

,IV. Arbeitsvorhaben 

. 9: Die angemeinen Grundsätze der R~umordnungspolitik sind .zu erarbeiten. 
~, Hiebei ist das, Gutachten des östclTeichischcn ,~a~rnordnungs,beirates ;,Einheit­

. , .• ' . , liehe Grundsätze für, die anzustrebende Raumordnu1g" heranzuziehen . 
• "J • .' ..". '0" •••• .... '0 

10. Die allgen:cinen Grundsätze und die davon ableitbaren Zielsetzungen müs­
sen auf ihre Auswirkungen auf die räumliche Enh/icklung unt(~rs\lcht werden, 
'um auf diese Weise Zielkonflikte und Zielkonverge:'zen erkennen und die Mög· 

, ::.. lichkeiten für ihre V.erwjrklichung besser .apschätzen <;u k?nneQ. 

.,1' 

11. Nach der Feststellung der wahrscheinlichen und möglichen Bevölkerungs­
,entwicklung ist die anzustrebende Bevölkerungsverteilung ein vorrangiges Pro­
, blem. In Zusammenhang damit sind auch Alternativp.n der Siedlungsstruktur zu 
untersuchen. 

12. Für die Raumordnungspolitik ist es notwendie:, die Entwicklungsmöglich­
keiten von Teilräumen in Hinblick auf die. unterschiedlichen Nutzungseignun­
gen, auf Abhängigkeit zu anderen Teilräumen und zum Gesamtraum zu unter­
suchen und f:estzustellen. 

13. Es ist ein Verfahren zur AbgrHnzung zweckmäfligei Planungs räume zu eilt-
.• ' .. wickeln, . , . ',. . " .' '... ..' . :. 

." 

.. . 

14. Der Austausch raumrele:vanter Daten nach einheitlichen Grundsätzen ist zu 
entwickeln. 

15. Das Österreichische Raumordnungskonzept muß'unter anderem' auf, den 
Ressortplanungen und den regionalen Planungen der beteiligten Gebietskörper­
schaft aufbauen. Zu diesem Zweck sind vorhandene und in Ausarbeitung be­
findliche Planungen zu erfassen, Weitere Planungen müßten vorangetrieben und 
so weit wie möglich in eine vergleichbare Form gebracht werden. 

16. Dle Gebietskörperschaften sollen die langfristigen und die jährlichen In­
vestitions- und Fördel'ungsprogramme auch nach regionalen Gesichtspunkten 

.' darstellen,und mit den Raumordnungskonzepten abstimmen, wobei sich das aus 
dem quantifizierten Bedarf an Planungsmaßnahmen ergebende monetäre Erfor'; 
demis nach den ,voraussichtlichen Finanzierungsmöglichkeiten zu orientieren 
hätte: . .. , . ' .. . 

'17 ~ In Zukunft sollen die Ressortplanu~gen, Regionalplanungen sowie Investi­
.tions- und Förderungsprogramme mit den "Allgemeinen Grundsätzen der 
Raumordnungspolitik" sowie den "Fachlich und regional bezogenen Zielsetzun-

; gen"~ die im österreichischen RaurriorcL1ungskonzept festzulegen sind, in Ein­
klang gebracht werden. 

18. Die bestehenden rechtlichen und organisatorischen Grundlaw~n für die 
!fl,umordnenden Maßnahmen der Planungsträger. sowohl im Bereich der Ho­
neitsverwaltung wie im Bereich der Wirtschaftlichen Aktivitäten, sind auf ihre 
Zweckmäßigkeit zu untersuchen . 

. . . : .... ~.9. In regelmäßigen Abständen ist von der ÖROK ein Raumordnungsbericht zu 
" erstellen. Dieser hat eine Darstellung des jeweiligen Standes der Raumior­

schung und Raumplanung beim Bund, den Ländern und den Gemeinden sowie 
die erzielten FOl'l'ichrittc bei der gemeinsamen Erarbeitung eines vsterreichi­
sehen Unumordnungskonzcptcs und der durchgeführten Koordinierungsaufga-
ben zu enlhalten. ," 

, .. 4.1.1.üntcrausschu·ß IJPlanungsgn.i:ndsätz~ 'un9'" :'ziele; '; RaUn'l.rOl~SC~1lf~g'" . 
• ' '. ~ZIE~/FORSCH)' , . ... .. 

:-" ....... '\.. 

. _. .... 0... • • . .'. .. 
Dieser Unterausschuß hat die Aufgahe, die Arbeitsvorhaoeh Nr. 9-13 deS "Ver­
fahrens" (vgl. oben) zu realisieren. Sein Arbeitsprogramm ist dementsprechend 
sehr umfassend und es enthält folgende Projekte: 

Grundsätze und Ziele der Gebietskörperschaften und Interessensvertretungen: 

Projekt" ZIELIFOR'SCH 1 :·;;Sa.~nl'eln und fortführen det' 'Qllgemclnen''Grund- '. .'.' . 
sätze und der davon abgeleiteten bzw. ableitbaren Ziele des Bundes,cler Länder 
und Gemeinden." ' .". . ....... . ' " ... 0.. . .... . " ......_.0 :~ .. .. .. 

", ••• 0 •• . ,-... ,..... . ... 

'. 

. '.' • ..... t 

..... 
.' 
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Projekt ZIELlFORSCH 2: "Systemati:;ierung der Grundsätze und Ziele der Ge~ 
i· bietskörperschaften, insbesondere na·~h dem Grad der Abstraktion und nach 

,' .. , 'Saehgebiete~l;Fcststcllung der Vollständigkeit sowie der Vereinbarkeit bzw, der 
i Gegensätzlichkeit; Forillulierung eines Vorentwurfes ~:.u, eine~ Zielsystem der 

ÖROI{.gegcbenp.niall$ in F~x:m von Alter.nativen" . . .. .. 

Zur Unterstützung der Projekte l~nd 2 hat der thtefl'~ieh·i~ch~ ·Raumo~d-· 
nungsbeirat ein Gutachten mit dem Titel: IIEinheitlicile Grundsätze für die an-

. zustrebende Raumol'dnung" (mit Expertengutachten von Ralf Unl{art, Gottfried 
;', Feurstein und Herberi Miehslcr: R~umordnungsziele ir. österreich - 'Grundsät­

., .. ' " ". z~,Katalog, Probleme) ausgearbeitet (vgl, Schriftenreihe der öROK Nr, 5, Wien 
1974), '. . 

, . Die Axbeiten für den Vorentwurf zu einem Zielsyt:tem der öROK stehen vor 
.. ,'.. , dem Abschluß, 

: ' .. 
, Prüfung der Realisierbarkeit des ·Vorentwurfes zu einem Zielsystem der öROI{ 

und Ausarbeitlmg weiterer Inhalte des österreichischl!n Raumordnungskonzep-
... . 1'.., tes: .. ,. . _. ..' . 

.,.. Be~i.iglich der fachlichen und' re~ional b~zog~ne~' Zie: setzungen.d~s .Konz~ptes 
hat die Stellvertreterkommission folg,~nde Arbeitsrichtlinien gutgeheißen: "Das 

•.. : ÖsterreichischeRaumordnungskonze}:.t soll insbesoncere d~e. Grundstrukturen 
:. für die räumliche Verteilung der Wohnbevölkerung, d;!r Arbeitsplätze. der zen': 

tralen Einrichtungen, der linearen Versorgungssyst€me einschlieulich der Vel'­
kehrswege sowie großräumige Funktionszuweisungen aufzeigen, imbesonderell 
solche, die spezielle Schutz- oder Inves~itionsmaßnahmen erfordern. Außerdem 
soll das österreichische Raumordnungskonzept entwicklungsschwache Regionen 
ausweisen, die einer besonderen Förderung bedürfen und in denen die Lebens­
bedingungen durch koordinierte Maßnahmen der Gebietskörperschaften we-

... :" ....• entlieh·verbessert werden sollen," , 
" Projekt ZIELlFORSCH 3: "Messung des regionalen Entwicklungsstandes und 

der E.ntwicklungste~denzen" . 

, Derösterreichische Rauniordnungsbeirat·. wu;de durch Bes!=hluß· äliig€'fo;dert, 
~in Gutachten zum Thema "Gleichartige Kriterien für die Bestandsaufnahme 

.. '. ..: ...••.. , •. ... . des .regionalen. "Ent\vicklungsstandC!s" .auszuarbeiten. Das Gutachten \vurde im 

," 

,Oe: ,_. .' 

Jahre 1973 publiziert (vgl. Schriftenreihe der öROK Nr. 2). DerUntcraüssehuß . 
ZIEL/FORSCH hat aufgrund dieses Gutachtens nunmehr die methodischen und, 
technischen Voraussetzungen für die Messung des regionalen Entwicklungs­
standes im Detail geprüft, sodaß .noch im Jahre ,1975 clie eigentlichen Arbeiten 
einsetzen können. ivIit deren Abwicklung wurde das österreichische JnJ;titut für 
.~aumpl~nung betraut. Es ist beabsichtigt, die Messung so einzurichten, duß 
diese für verschiedene Gebietsabgl'enzung-en (politische Bezii'k,E!, Pi;"'·;~:7 ... :j,~~ 
nen, Strukturzonen) mit Hilfe von ~DV-Anlagen durchgeführt WN" 

Projekt ZIELlFORSCH 4: "Alternativen der Nutzungs- und Siedlungsstl'uklur 
sowie Bestimmung von Planungshorizonten und .Planungsräumet:\'" , 

,Angeregt durch die Leitbild~tudien in der Schweiz und die positiven El'fahrun­
" :. ' ••• : ~ gen ihrer praktischen Anw~ndung ist der Unterausschuß ZIEL/FORSCH ge-

. ' ".genwärtig, damit belaßt, für österreich Varianten von' Siedlungssttukturen als 
" ..... ":" .. .Arbeitshypothesen ~u fOl"fl'lUlieren und nach einem noch festzuLegenden Verfah-

'. " ren zu beurteilen, . .'.. . . . ' , '. . . .. .. 
Die Projekte ZIELlFORSCH ~9 sind erst 'in Vo;b~reittingb7.w, noch nichnn' 
Angriff genommen. Ihre TitelIaulen: Projekt ZlELrrORSCH 5: "Untersuchung 
der Entwicklungsmöglichkeiten von Teilräumen"j Projekt ZIEL/FORSCH 6: 
"El'arbeitung· einer Bevölkel'ungsprognose in Varianten"; Projekt 

" ,~ '",' ' ........ " " '- ,', ~lEI,./F.QRSC.H. 7:. ~,Ge~a.mtgeurteilung qer Altern.:.tiven der Nutzungs- und 
Siedlungsstruktur aus der Sicht raumoecleutsamer 'Sachverhä:ltc' und unter Be-' . 
rücksichtigung des ,,vorentwurfes zu einemZielsystem der ÖROK, gegebenen-

' .. .:' 'falls in Fo:m vqn Varianten"j Projekt ZIEL/FORSCH 8:"Erstellung eines -=:ir.... . .. :, ." . ~ . . ., " , : ... : 
: ... , .. 

'," .. ......... 
. ~... .........1: ~.... .• \ ., , 

" .... '. .. .... ,., . 
'I' ., 

. ~." .'" 

" ." 

.. , 

.... 0' 

.... 
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An~age A/4 

koordinierten 1Vü~ßnah.menkataloges zur En'eichung der angestrebten Nutzungs­
und Siedlungsstrukturen und zur Förderung entwicklungsschwacher Gebiete" 
und Projekt ZIELlFORSCH 9: "Zusammenfassungdel' El'gebnisse der Projekte 
ZIELlFORSCH 1-8 und Gesamtdan;teUung des {hterreichischen Raumord-
~ungskonzeptes." '.'" .' 

" . 

'. 4:1.2. ünterausschuß "Tethl1ik' des' "Informaticinsamtausch(~s und der' 'Plci~" . 
. , I· nungskoordinierung" (KOORD) , ., 

.' . Diesem Ur,ternusschuß ist die Aufgabe übertragen worden, den Begriff "PIn-
nungskoordinierung" systematisch abzuklären und dabei grundsätzlich mögli~ 

'. ehe AlternativEm für die Koordinierung klarzustellen, . .' 
:". ". 

Weiters sind die bestehenden rechtlichen und organisatoriscnen Grundlagen für 
die raumordnenden Maßnahmen der Planungsträ[;2r, sowohl im Bereich der 
Hoheitsverwaltung wie im Bereich der wirtschaftlichen Aktivitäten auf ihre 

. Zweckmäßigkeit zu untersuchen, Schließlich gilt es auch, die Frage des Inlor­
. mationsausta'Jsches Zü berücksichtigen. 

Hinsichtlich der Planungskoordinienmg wurden zwei Projekte in Angriff ge-
'j ., nQmmen:' . " . '... . '. 

. .. . . -: .... i:' Projekt KOORD '1: "Die Rechtsnormen für die Plaotlngskoordinierung seitens 
: '. der öffentlichen Hand auf dem Gebiete der Raumordnung - Stand und Ent-

'. 

'. 

. -: ... 

'. ' 
. ' 

'. wicklungsrilöglichkeiten." Dazu haben' die Rechtse~tperten 0: ProL Dr·. IIeill~ '. 
Peter Rill und Univ.-Doz. Dr.Heinz Schäffer ein GU';achtcn ausgearbeitet., 

Projekt KOORD 2: "Bestandsaufnahme der für die räumliche Entwicklung 
wichtigen Maßnahmen, die auf den Ebenen des Bundes, der Länder und Ge­
meinden gesetzt werden und bei deren Planung bzw. Durchführung Koordinie­
rung geübt wird bzw, notwendig erscheint." Ein 1'eilgutachten' dazu hat das 
österreichische Institut für Raumplanung ausgearbeitet . 

. ' . . . ." .. .. . 
4.1.3. Unterausschuß IIMö~lichkeiten der Harn10nis:~enmg der langfristigen 

Investitionsvorhabell der Gebietsköl"'~erschaften" (INV.J;:ST) 

. 'Entsprechend dem Arbeitsvorhaben 16 zum "Verfahren" (vgl. oben) sollen die 
Gebietskörperschaften ihre langfristigen und die jährlichen. Inv€'stitions- und 

.'. . •... F'örderungsprogramme auch nö\ch regionalen Gesichtr-;punkten darstellen, mit 
den RaumordnungskoI17.epten abstimmen und sich in ihrem Finanzierungserfor­
dernis nach den voraussichtlichen Finanzierungsmöglichkeiten orientieren. Der 
Unterausschuß hat seine Arbeiten nach drei Themenbereich~n organisiert: 

. ~. 

Projekt INVEST 1: "Systematische Sichtung der einschlägigen BlIndes- und 
Landesgesetze hinsichtlich der Möglichkeit der verbindlichen Aufstellung von 
InvestitionsproE,f'rammen und ihrer Abstimmung mit Raumordnungs konzepten." . 
Ein diesbezügliches Rechtsgutachten ist an o. Pref. Dr. Heinz Peter Rill und 
Univ,-Doz. Dr. Heinz Schäffer in Auftrag gegeben. 

Projekt INVEST 2: "Bestandsaufnahme der vorhandenen In~esti~ionspro­
gramme bei den Gebietskörperschaften und den Rechtsträgern, deren sich äie 
Gebietskörperschaften zur A1.\fgabenerfüllung bedienen." Auch im Zusammen-
·.han~ m.it der Aufstellung einer. Systematik zum .zwecke der Vergleichbarkeit 
von InvestHionsprogrammel1 -der Gebietskörpersd,aiten ist hiezu eine Testerhe­
bung. im BundcsJand·Kämten in Vorbereitung. bei der die. Investitionstiitigkeit 
der Kärntl)'\!r Gemeinden, des Landes Käxnten und des Bundes im Bereich die ... 
s~sBundesland('s für ~wei Jahre erfaßt werden ~oll. Für die' Auswertung der 
Testerhebung und der weiteren Bearbeitung des Projektes ist die Gesellschaft 
für das öffentliche Haushaltswesen beauftragt worden. 

Projekt INVEST 3: "Erarbeitung von theoretischen Grundlagen, die für die 
...... ~' . lIannonisierun,g· der .. Investitionsvorhaben der Gebiet.skörperschaüeu untet; be.-.' 

. sonderer Berücksichtigung der regional- und konjunkturpoliÜschen Aspekte 
. notwendig sind." Ein diesbezugliches Gutachten von o. Prof, Dr. Egon Matzner 

.~ , .• "'ll~d 9. PrQ~. Dr. tec~ •. D.ie~erBökema(U} wir~ E~de. ~975 abgeschlossep. sei.n. . '. . ", . ... . . ..., . . 
, .' " ... " .. "; ... " .. 

J 

.0 

~. , 

.. 

.' 

.. t· 
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4.1.4. Unterausschuß "Raumordnungsbedcht" (BERICHT) 

Der Unterausschuß hat entsprechend einem Beschluß der öROK vom 16. Mai 
1972 diesen Berich~ ausgearbejtet. 

~ . . ... '. ". ~ , 
4.2. Arbeiten zu aktuellen RauUlordnulQ.gsproblemcn 

Die von den nnchstehend angeführten Unterausschüssen in Arbeit genommenen 
. 'rhemen wurden jeweils von der Koru~erem~ durch eilUtimmige Beschlüsse· fest­
gelegt. 

'1 .' 

4.2.1. Unterausschuß "Auswirkung der Entwicklungen im 'bayerischen Raum 
, 'auf österreich" (BAYERN), • 

Die Behandlung dieser Frage wurde bei der ersten Sit:mng der ÖROl{ beschlos­
sen, Mit der Bautätigkeit in Münch~n zur Vorbereitung der Olympiade 1972 be­
schleunigte sich die Abwandel'ung von österreichisc1en Arbeitskräften nach 

. Bayern und löste Engpasse ih d'en westöstericichis'cileri Arbeitsmärkten atis, 
: N~ch längeren Beratungen im Untera'Jsschuß und in der Stcllvertreterkommis-, 
, sion faßte die ÖROK bei ihrer 4, Sitzung d~n einstimmigen Beschluß: "Koordi~ 
. niette Entwicklungsmaßnahmen des Bundes, der 'Bundesländer'und' Gemeinden 
für die von der Entwicklung in Bayern betroHenen Gebiete in Österreich" I), 

" 

4.2.2. Unterausschuß "Stand ort planung .eines neuen ?lughafens im Raume 
Salzburg-Oberösterreich" (FLUG-S) 

" 

Der Unterausschuß hatte laut Beschluß der 3, Sitz\lng deröRO~ zu prüf~n, ob· 
für den Raum Salzburg und Oberöstel'reich ein gemeinsamer Flughafenstandort 
gefunden werden kann, ~as verneint wurde. . " 

4.2.3. Unt~rausschuß "Fragen 'der Entwicklung der Grenzgebiete gegenüber' 
der Tscnechoslowakei, Ungarn und Ju.gosla~ien" l} (O-GREN~) 

: . 

• tI .. •• • •• 

In den grenznahen l'andlichen entwicklungsschwachen Gebieten in Österreich 
ist die Sicherung entsprechender Beschäftigungsmöglichkeiten aber auch die 
Beachtung staatspqlitischer Erfordernisse ein .besonderes Raumol'dnurigl'ipro­
blem. Im Hinblick auf die noch anhaltenden Schwierigkeiten wurde durch Be-
schluß der öROK bei ihrer 3, Sitzung dem Unterausschu13 die Aufgabe gestellt, • 
~uoächst die Probleme der Grenzg~biete, gegenüber, der, Tschechoslowalcei, u.n..; ~ " 
garn und Jugoslawien im Verein mit allen österreich ischen Grenzgebieten zu 
behandeln und sodann Vorschläge für koordinierte Entwicklungsrilaßnahmen 
im O-Grenzgebiet auszuarbeiten. 

Projekt O..:GRENZ 1: '"Die Grenzgebiete in Österreich" ist mit Unterstützung 
des österreichischen Instituts für Raumplanung ausgearbeitet worden und steht 
vor der. Drucklegung, Die Abgrenzung der Grenzgebiete erfolgte nach "Pla­
nungsregionen" gemäß Vorschlägen der Länder. Bei der Abgrenzung dieser Pla., 
nungsregionen wurde von der VOIstelluhg ausgegangen; daß Planungsregio~eri 

, durch ein hohes Maß an bereits gegebener oder planerisch angestrebt~r funk­
tionaler VoI1st~ndigkeit in bezug auf die Versorgung des Einzelnen bzw; des 

B) Der volle Wortlaut des Beschlüsses samt Er'UiuierungilJ; und Maß~ahMc'~kataiog "ist als" , 
Nr,4 der ÖROK-Schriftenreihe publiziert worden, Er setzte den ersten Schritt für ge-
zielte regionalpolitische Maßnahmen durch die ÖROK, . 

. Il) Kurzbezeichnung für Tschechoslowakischa Sozialistische RepubIik, Ungarische- Volk'S-
. republik und SozialiE!tische ~öderative 'Republik Jugoslawien, '~ " 

, " 

. " . -. ... .. " ... 
" 

.". '" ..... 
" 

'; 

'. ..-
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" 

.. . ... ; 

. 
" 

" " 

, 

391/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 51 von 55

www.parlament.gv.at



J. ," 

"."J. . , 

Anlage ~ A/6 

Einzelhaushaltes mit Einrichtungc!nj die zur Befriedigung der Gl'unddaseins­
funktionen edorderlichsind, zu };ennzcichnE!n w/iren,' Als Grunddaseinsfunk­
tionen wurden Wohnen, Erwerb, Versorgung mit Dienstleistungen; 13ildung, Er­
bOlung, Verkehr und sonstige sozide Kon1munika!:ionen aufgeiaßt. Die Abgren­
zung erfolgte demnach flach sogc:~annten .,funktionalen RegionenC

,', d. h. auf-' 
grund von Verflechtung::;.merkmalell. . 

Zu Projekt O-GRENZ 2: "Formulierung der Obetzicle und Ableitung von Un­
terzielen für die Entwicklung der Grenzgebiete gegenüber der Tschechoslown­
kei, Ungarn und Jugoslawien", liegt bereits ein 7,:elkatal~g vor, der der Konfe­
renz, zur Beschlußfassung bei ihrer 6. Sitzung weitergeleitet worden ist. 

l~ 'Zusammenarbeit mit de~ Unterausschuß "DoDduausbau" hat der Unteralls-, 
, " schuß O-GRENZ Probleme der Nebenbahnen der öBB untersucht. Diesbezüg- . 

lieh ist ein umfangreiches Gutachten, das die P:~oblematik der Nebenbahnen 
'auch gesamtösterreichisch betrachtet, an o. Pre,f. Dr. Peter Faller und o. Prof. 
Dr.Waltcr Stöhr (Hochschule iür Welthandel, Wien) in Auftrag gegeben. 

4.2.4. Unterausschuß "Donauausbau" (DONAU) 

,:. Der bei 'der '3. Sit~ung d~r Rau'~ol'cinu~~sko~erenz \~ingeset~te bti;~ra~ssc~tili 
. , hat Vorschläge fürkool'dinierte l'egionalpolitisch,! Maßnahmen im Bereich des 

, österreichischen Donauraumes Qu:.zuarbeiten. Seil1e Arbeiten bezogen sich bis· 
"h~r EtUi zwei Projekte.. .' ", .. '. ", " .. :. :. : . . . . . . . . 

Das Projekt DONAU ,1: "Erstellung eines Problemkataloges" ist. bereits abge-
schlossen.. . 

Die Arbeiten'zu Projekt DONAU 2: "Erfassung der Zielvorstellungen für den 
Donauausbau im Zusammenhang mit den Entwic'{lungsmöglichkeiten und den 
exogenen :F'aktoren" steht derzeit in Bearbeitung. Hiezu hat das österreichische 

, Institut für Raumplanung, das auch bei der Erstellung des Problcmk~taloges 
, behilflich war, ein Gutachten mit dem Titel "überschau über die Entwick­
lungsmöglichkeiten im österreichischen Donaurawn und ihre Auswirkungen" 
ausgearbeitet. 1m Verein damit wurden insbesondere die Fragen eines Donauha­
fenkonzeptes und des Industriehafens Elms-Ennsdorf im obeiösterrelchischen 
Zentl'alraum sowie des sogenannten Marchfeldkanales behandelt. 

, . 
" '" ' 

. : 
. .,' 

4.2.5. Unter ausschuß "Berggebiete" 

De~',bei der 4. Sitzung derRaumordnungsk6~ferenz eingesetzte 'Unteiausschuß ; 
riChtete seine Arbeiten auf vier Themen: 

, . 1. Die Erarbeitung der allgemeinen Grundsätze für die Entwicklung in, den 
'Bergge~ieten, . , , 

2. die Abgrenzung und Differenzierung (Typologie) des Berggebietes, 

. , 

~. 'das Instruil:tentarium für die spezifischen J\l}~gaben. der Entwicldungspolitik. . 
. in den Bcrggebieten und . 

4. die Behandlung der Entwicklungsprobleme 'für das Luogau-Murau-Nockge­
. . biet llnter.Berücl~ichtigung der.allgemeinen Grundsätze für die Entwicklung. 

, des Berggebietes. . . . . . . 

. EiM bereits .von der' ÖROK genehmigte Fassür:g von "ÖROK-Zielen für die 
Entwicklung des BerggebieteS in Österreich" liegt'bereits vor. 

Die Abgrenzung des Berggebietes erfolgte nach zwei Gesichtspunkten: 1. nach 
naturräumlichenGegebenheiten (Höhenlage, HöhendiHerenz, Gebietsabrun­
dung) und 2. zum Zweck agrarpolitischer Maßnahmen nach den jeweils gelten-
.de~ Verorc~ril,;nge.n des ~undesministeriums filr l"nn·-l- \lnd rorstwirtschaft .(z4r. .. ' 
Bestimmung der Bergbauernbetriebe) und der einschiägigen landesgesetzlichen 
Regelungen zur Förcl!;~rung der Landwirtschaft. Zur Frage der Messung des re-

, gionalen Entwicklungsstandes des Berggebietes sind Expertisen .an das Agr.~r-. " 
Wirtschaftliche Institut des Bundesinin.steriüms· für Land-'und Forstwirtschaft .. 
und an o. Prof. br. Elisabeth Lichtenberger (Univ'. Wien) in Auitrag gegeben: . 

, .' .. :. ..~. ...... . . 

',' 

. '. 
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Bezüglich des Instrumentariums sind eingehende Beratungen zur Frage dei' 
KoOrdinierung von Direktzahlungen ar.. die bergbäu'C!rlicheLandwirtschaft sei­
tens des Bundes und d'~r Länder im Gange. 

l?ie Behan,d1ung des Lungnu-Murau~Nockgebietes. erfolgt vornehmlich wegen. 
'. der regionalwii:tschaftlichen Auswirküngen der im Bau' befindlichen Tauem 
~utobahn zWlSchen .~.a,~btll·g u~d~ Kärnten, ... " ,.' ", ,... . . 

4.2.6. Unterausschuß "BallungsräumeIl 

" 

.' . 
D.er bei der 5. Sitzung d"el' Raumordmmgskonferen~; eiTlgesctzte Unterausschuß 

" bat zunächst einen. "ÖROK-Zielkatalog zur Ordmmg und Entwicldung ,der Bal-, . 
lungsräume in Österreich" formuliert und diesen Entwurf der öROK zur Be­
schlußfassung bei ihrer 6. Sitzung vorgelegt. 

4.3. Usterreichisthcr Rauniordnungsbcil~at 

'. .... " .... "':;: ·D~t:Österrejchische"Raumotdnur~gsb.eirat, trat bishel' zu vier. Vol1sitz~nge"n zu-
. :-. " .samm'C~ I}. Nach jeweils umfangreich'er Beratungstägikeit in : Arbeifsgruppen , 

.. ;. 0.. #. 

.. .:: 

.. 

. 

. ' 

•• ~ I 

" . 

. , ..... 

verabschiedete dieses Gremium zwei. Gutachten: . .' " . 
• "'.. .' .• . .•• . . .• i 

;~ .. ; '·.lö "Gleichartige. Kriterien zur .Bestandsaufnahme dell·regionalen Entw,icklungs-
'., :, ·standes" ~Wicn 1973}·und.· '.. . '" .' 

.' 

. , . " 
2. "Einheitliche Grundsätze für die anzustrebende F~aumordllung" .(mitExper­

tengütachtcn von Ralf Unkart, Gottfricd FeurstBin und Herbert Miel'der 
Raumordnungsziele in Österreich' .. Grundsätze, Katalog, Probleme) (WiM ' 
1974). 

..... " . : 

4,.~. Schriftc~rejhe der 'ÖRO~{ : 
'. " 

" 

'Bisher wurd~n folgende Pub1i~ationen f~l·tiggestel1t: 
~r; 1: Geschäftsordnurtg und Aröeitsprogramm (August 1972) . 

~:.. ,.Nr.2; Gleichartige Kriterien z~r .Bestandsauinahmedcsregiona~en Entwick-, 
. lungsstandes (Wien 1973) 

Nr.3: Regionalpolitik in Österreich (Wien 1973) 

~ Nt. 4: 'ÖROK':Regi~nalpolitik im Gr'enzgebiet gcgeni.iber Bayern (Witm '1974)' 

• Nr.5: Einh'eitliche Grundsätze für die anzu~trebenc1e Raumor!inung (Wien 
i/' •.• . ".1974) • • .. ,.',.. .......,'.,.. ..', '. '. ', .... , 

.'Nt.6: Die Rechtsnormen !Ur die Pl;t~ungskoordini~l1.Ing s~itens der äffen.t1io:· 

. ehen Hand auf dem Gebiete der Raumorunung (Wien 1975) 

Nt. 7: Die G:enzgcbiete österreichs (Wien 1975) 

'. Nr: 8: Erster Rau~ordnungsbe~cl1t (Wien i975) " 
.' '" , ',. 

" 
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I AD:lag~ - A/S . 

Zu den im Ersten Raumordnungsbericht angeführten Ergebnissen 

sind folgende Ergänzungen angebracht (Stand 21.5.1976) • 

• Zü '(401.1) 'U~t~~aUSsyhuß' '~'ZIEt/FQRScB:" =, " " ',' 

./--
- . 

Der Ent~uri eines öRoi-zielka:taioges wur;le bel. der 6~ Sit'z'ung 

der ÖROK beschlossen. 
, , ' 

Die Projekte ZIEL/FORSCH 4 ("Alt~rnativen der Nutzungs- unq. , 
SiedlungsstrukturII) sowie ZIEL/FORSCH 3 ("Messung des regio-. 

nalen Entwicklungsstandes und der Entwicklungstendenzen U
) 

konnten abgeschlossen werden und werden bei der 7. Sitzung 

der ÖROK (2206 0 1976) in Form des Berichtes "Beiträge z.um 

,Raumordnungskonzep:t Österr,eich~, I" zur Besc:hlu~fassun,g , ' 
" " v~rgele'gt' ~e'r4en., ,", " "', ". • , . " 

. ~ .... 
',0 

.. '. 
, 'Zu (4,.1 ~3). Unt'erausschuß' ,lIINV~ST" : , '. 

, '. • • "!. • ..... . .. 

.. Das' Gutachte~ zu Projekt .'IlfVEST 3 von' o·.Profo Dr .. Egon Mat~ner, 
~I'ld" o.Proi. ',Dr~ ni e't er, BökeI,llann ,wur9-~' abgeschlossen .. ,Es: wird 

i~ R~en der ÖROK-Sch;iftenreihe ve;öffe'ntiicht werde~ 0 

:, ',Zu (Lt.2.3) Unterausschuß "O-GRENZ":, 

,Das Projekt O-GRENZ 1 "Die Grenzgebiete in österr~ich!' wurde 

'als Band'? der ÖROK-Schrift:e~reihe veröffentlicht. 

Das ~rQjek~' q-GRENZ 2' ':Vorentwu~f zu ÖROK-Zielen zur E~twick-' 
• • .. ..O' ••• ~... 

lung derG~enzgebiete gegenüber der Tschechoslowakei, Ungarn 

, und' ~ugosll?-wien" wurde abgeschlosse~ und durch die 6. Sitzung 
d~r ÖROK beschlossen .. ' '. '. . , ",' , 

Zum ,Projekt O-GRENZ 3, ,"Parstellung der, Probl,~~e der Gren,zge- .. ,. 
.. . ", . . . 

'biete gegenuber der Ts'chechosl,owak~i \ Ungarn und Jugoslawie'n 11 , , 

wurden 2, Gutachtenfertiggestellt: ; "Listung und kartographische 

Darstel~ung von ausgewählten Indikatoren 'für die O-GRENZ-

" Gebiete" sowie "Spezifi,sche Strukturprobleme der indu'striell-
,gewe'rblich~'n Wirtschaft: in ,den 'O':'GRENZ-G'ebietentr" ' . "" . . . .. '. . 

"Zu Projekt, O·GREHZ 5 "Festst€!llung der Entwicklungsmögli.ch-

keiten aufgrund der gegebenen und möglichen Standortvorteile 

für die einzelnen i,.lirtschaftssektoren, z .. B. für Land\'lirtschaft, 

".' . '.~ Indl,lstri,e. und, Fremdenverkehr" ,\\!urden ,3 Stud.ien abgesq,hlossen. 
.. . . . .. ' .. ' .. .. ... '.... .." . . ... .. .. .." .... 

... " .. . . 
... .. 
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Der erste Teil eines ,Kataloges von dringlichen Maßnahmen in den 
O~Gren:zgebieten wird 'dei~ ,'7."· Si tz;ung der ÖRO.K 'zur Beschlußfassung , 

. . .'. . . .. . 
vorliegeno .' . 

Zu' (4'02. '4) Unteraus schuß '''nONAU'' ~ 
, " 

. ,Das~roj'ekt DQNAU :; IiAusarbei tung einer El:1pfehlu.il.g für 'die an.-
, ~~streb~nde Koordini~~ng d~; F~r~chungen und Planungen der Ge­

bietskörperschaften im Zusammenhang mit dl3m :qonauausbau unter 
Berücksichtigung kurz= und langfristiger Aspekten und das Vor­
haben VlMarchfeldkanal li stehen in Bearbeitung, ein Entwurf zum 

• ..' g 

.'. :, DDliauhafenkonzept' ".,1rd' derzei t"fertiggest(~ll ~. '. '" . ... ~ .' .. , '. 
'. . . ~ .-. . .. ~ .' 

.. ' .: &,u :(:4 ~ 20 5') 'Unte'rausschuß IIBERGGEBTETEIl ::. ::. ~.' . ::,.: .'., ' .. ,,' ... ,.. '. ',: 

..... 

. .' 

'.' 
" 

, .' 

Der: Entwurf fUr' "ÖRO~;"'Zie.le .für 'di~ Entv;ic~lung. der Berggebi~te ... " 

~ in öste~reichn. ~o\'1i~ ei~e Abgrenzung .des ',J3erggebiet~s -wurq'en ' 
~on der ÖROK in' ihre~ 60 Sitzung beschlosBen.'·' .. ". 

Zu'( 4. 2 0 6 ") UnterausschuB . "BALLUNGSRÄUME n : '. 
, Der 8iÖROK-Zielkatalog zur, Ordnung und' Entwicklung der B'a.l.lungS"; 
. räume' in österreiCh.", vlUrde vori' der ÖROK i~ ,ihre~' 6 ~ Sitzung zu- .. " .. . . . 

-•• '0. .. stimmend zur Kenntn,is genommen., ': ,' ..... ' ... ' :' ... ~ 

'. Im Arbeitsjahr 19,75/76 lag der Schwerpunkt des 

o'~ALLUNG.SRÄUNEn bei folg.en4.en Arbei te~:.. . , 

Unt~rausschusses 

"",,"Probleme d~'s Verkehrs in' den Ballungsräumen" : . 

.' 

.' ... 

'.' .'.. • . ....... .. .". ..... • ~.. '.. 0" '. ' .. 

" Ein Bericht' des~ Unterausschusses ini t 'demselben, Ti tt31 ~ ,de'r auch': 
..' . . ..' ... .. 

. eine Zusammenstellung der Projekte und .Planungsvorsc~läge zur 
Ve'rbe'sserung' der Ve'rkehrsoedingUngen' (Stand 'März' 1976) ent­

hält B' wird der 7 c; Sitzung der ÖRQK' zur Beschiußfassung vor-
iieg~n»: .,.... " .. ' ',. '.' .... .-" .' . '. ' ... '. # • :: ,:' • ' ••••• ' •• 

... . :.. .. . .' '.' ....:- ... 
"",IIVStadterneuerung und Stadterweiterung in den österreichischen . 

Ballungs räumen" : 

Ein Projekt mit dem Titel "Therblick ü.ber Umfang und Struktur 
'der' St'adternEmerUng~' uIid 'Sta(i'te nie f te rune;"'" 'in: iren 'ös"terre'ichis(;hen " ... , 

Großstadtregionen" und über die Problematik im Zusammenhang mi J
.; 

, '. d'e'r, Er~t.ellung des "öste:r:reichischenRaUmordnUngSkOnz~ptes Wu~de . 
mittels vlerkvertrag' vergeben. " " ..... 

.. . .. .. '.' . . 
.' " 0. .. . 
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